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1. Erlauterungen

Erarbeitung des Musterreglements

Die Bestimmungen des Musterreglements wurden durch Vertreterinnen und Vertreter der Bauamter
der Obwaldner Gemeinden und in Zusammenarbeit mit den Ortsplanungsbiiros der Gemeinden erar-
beitet.

Flr die gemeinsame Erarbeitung wurde durch die Gemeinden ein Projektauftrag mit folgendem Auf-
gabenbeschrieb verabschiedet:

"Die sieben Bau- und Zonenreglemente sind soweit méglich und sinnvoll aneinander anzugleichen.
Eine einheitliche Struktur und gleichlautende Regeln fiir Belange, die nicht im Ermessensspielraum der
Gemeinde sind, sollen den Planenden im Kanton das Arbeiten erleichtern. Wo Ermessens- und Gestal-
tungsspielraum besteht, sollen sich die Gemeinden auf die Anwendung eines Instrumentariums eini-
gen. Die Masse kénnen pro Gemeinde fiir die verschiedenen Zonen und Quartiere individuell festge-
legt werden."

Anlass fiir die Erarbeitung eines Musterreglements ist die laufende Revision des Planungs- und Bau-
gesetzes, die sich mit den Ortsplanungsrevisionen der Gemeinden Uberschneidet. Alle Gemeinden
stehen gleichzeitig vor den gleichen Aufgaben. Ein idealer Zeitpunkt, um Synergien zu nutzen und
durch Kooperation ein zukunfts- und anschlussfahiges Musterreglement zu schaffen. Mit dem paral-
lelen Vorgehen kénnen Unsicherheiten minimiert werden, indem Riickkoppelungen zwischen den
Ebenen und den vielen Beteiligten den Entwurfsprozess starken.

Wie die Bebauung ohne Nutzungsziffer geregelt werden soll, welche Masse anstelle von Ausniit-
zungs- und Geschossflachenziffer treten und wie dabei einfach verstandliche und anwendbare Regeln
erarbeitet werden kdnnen, war ein weiterer wichtiger Anlass fir eine gemeinsame Erarbeitung des
Musterreglements. Entscheidende Vorgaben dazu macht der Entwurf des Planungs- und Baugeset-
zes. So sind das Art und das Mass der Nutzung in den Zonenbestimmungen zu regeln und es sind
Mindestmasse an Freiflachen zu bestimmen. Zusammen mit den Abstandsvorschriften kann die Be-
bauung in den Zonen definiert, sowie Charakter und Qualitaten von Quartieren Uiber den Freiraum
beschrieben werden. Ob dabei zusatzlich ein grosser Grenzabstand oder eine maximale Gebaudefla-
che zur Anwendung kommen, ist den Gemeinden Uberlassen. Die Gemeinden kénnen nach ihren in-
dividuellen Bedirfnissen fir die einzelnen Baugebiete das Instrumentarium der IVHB anwenden.

Das Musterreglement soll auch fir Laien und Nichtplanungsfachleute verstandlich sein. Das Wich-
tigste, was den Grundeigentiimer betrifft, soll daher in den Zonenvorschriften erfassbar sein. Das
Musterreglement wurde nicht mit dem Anspruch eines moglichst schlanken Reglements verfasst.
Wichtiger erscheint den Gemeinden zu sein, dass das Reglement verstandlich ist und die wichtigen
Hinweise zu den libergeordneten Bestimmungen enthalten sind.

Um den zukiinftigen Herausforderungen der Siedlungserneuerung und Innenentwicklung gerecht zu
werden, soll bei der Ausgestaltung der Zonenvorschriften das Augenmerk auf Regelungen gelegt wer-
den, die fur die Weiterentwicklung der Quartiere und Siedlungen ausgelegt sind. Fiir grossere Neu-
baugebiete empfehlen sich Regelungen iber Quartierplane.
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Beschrieb / Lesehilfe

In den Késten werden Erlduterun-

Neben den Artikel sind in Kasten Erlduterungen dargestellt: gen zur Bedeutung des Artikels,
dessen Herkunft oder Abstiitzung
im PBG gemacht.

Blau hinterlegt sind optionale Bestimmungen

Weiterfiihrende Bestimmungen kénnen durch die Gemeinden optional angewendet werden. Es han-
delt sich dabei um Formulierungen, die bereits bei einigen Gemeinden in Gebrauch sind und weiter-
gefiihrt werden konnen oder um erganzende Bestimmungen. Die optionalen Teile sind blau hinter-
legt dargestellt.

Grau hinterlegt sind individuell anpassbare Bestimmungen

Bestimmungen, die nur in einzelnen Gemeinden vorkommen und eine Spezialitdt darstellen, werden
grau hinterlegt dargestellt.

Ebenfalls grau hinterlegt werden Masse, die in den Gemeinden individuell festgelegt werden kénnen.
Werden Masse aufgefiihrt, stellen diese einen Richtwert dar.

Die Bestimmungen wurden auf den Entwurf des kantonalen Planungs- und Baugesetzes PBG abge-
stimmt. Dieser Prozess ist noch nicht abgeschlossen und so fehlen in den Verweisen oft die konkre-
ten Artikel. Die Verweise auf Ubergeordnete Gesetze werden in Fussnoten gemacht.

Aufbau des Musterreglements

Der Aufbau des Musterreglements weist die gleichen Kapitel bzw. Uberschriften wie das revidierte
Planungs- und Baugesetz auf.

Stand des Musterreglements

Das vorliegende Exemplar mit Stand Marz 2024 wird den Gemeinden zur Stellungnahme unterbreitet
und aufgrund der Riickmeldungen erganzt und bereinigt. Der Entwurf ist redaktionell noch nicht be-
reinigt. In den vorliegenden Entwurf ist die erste Prifung durch kantonale Stellen eingeflossen. Ein
Abgleich mit dem aktuellen Entwurf des Planungs- und Baugesetzes ist ausstehend.
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Die Einwohnergemeinde
setz vom dd,mm,yyyy, nachstehendes:

Bau- und Zonenreglement

Entwurf April 2024

erlasst, gestlitzt auf das kantonale Planungs- und Bauge-

1 Allgemeine Bestimmungen

Art.1  Zweck

Das Bau- und Zonenreglement bezweckt eine haushalterische Nutzung des
Bodens und eine geordnete Besiedelung des Gemeindegebiets unter Beach-
tung eines schonenden Umgangs mit den natiirlichen Lebensgrundlagen
und dem Orts- und Landschaftsbild sowie die Schaffung und Erhaltung
wohnlicher, qualitatsvoller und klimaangepasster Siedlungen und der raum-
lichen Voraussetzungen fiir die Wirtschaft. Dabei sind die weiteren Ziele und
Planungsgrundsatze der Raumplanung zu beachten.

Art.2  Organisation

1 Der Gemeinderat iibt die Aufsicht aus liber die Anwendung des vorlie-
genden Reglements.

2 Uber Bauvorhaben von geringer Bedeutung, die keiner kantonalen Be-

willigung bediirfen, entscheidet

3 Zur Beurteilung einzelner Planungs-, Bau- oder Nutzungsfragen kann der
Gemeinderat auf Kosten der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers neut-
rale und fir die zu priifende Frage qualifizierte Fachleute beiziehen.

4 Der Gemeinderat setzt fiir Beratungs- und Beurteilungsaufgaben der
baulichen Verdanderungen in den Ortsbildschutzzonen ein beratendes Fach-
gremium ein. Zum Vorgehen und Verfahren erlasst der Gemeinderat eine
Richtlinie.

Der Zweckartikel wurde vom Muster-
BZR Kt. Luzern iibernommen. Der
Zweckartikel verwendet die gleichen
Begriffe wie das RPG. Lungern und
Giswil kennen éhnliche Zweckartikel.
Dort, wie auch in Engelberg werden
die Voraussetzungen fiir den Touris-
mus ausdriicklich benannt. Bei Bedarf
kann dies in den Gemeinden ergdnzt
werden.

Die Bestimmungen setzen Art. 2 Abs.
3 Entwurf PBG punktuell sowie Art.
107 Abs. 1 Entwurf PBG um. Es han-
delt sich dabei um generelle organisa-
torische Regelungen.

Abs. 2: gemdss Art. 106 Entwurf PBG
kann die Erteilung von Baubewilligun-
gen von geringer Bedeutung z.B. an
eine Kommission delegiert werden.
Ob auch administrative Massnahmen,
wie Baustopp oder Verlingerung der
Bewilligung, einer Kommission (iber-
tragen werden kénnen, ist in Abkld-
rung. In Abs. 2 kénnten solche weite-
ren Delegationen namentlich aufge-
flihrt werden.

Abs. 3: Eine allgemeine Formulierung
legt die Grundlage fiir den Beizug von
externen Fachleuten (z.B. fiir die Be-
urteilung von Energienachweisen).
Die Verrechnung dieser besonderen
Kosten sind im Geblihrenreglement
auszufiihren.

Abs. 4: Das Anliegen zur Stdrkung der
Baukultur kann durch den Einbezug
einer Kommission oder Begleitgruppe
allgemein oder explizit und be-
schrénkt auf Zonen und Gebiete ge-
férdert werden.
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Art. 3

1

Klimaschutz und Klimaadaption

Den Themen Klimaschutz und Klimaadaption ist im Planungs- und Bau-
wesen auf allen Stufen angemessen Rechnung zu tragen, insbesondere hin-
sichtlich Positionierung und Ausrichtung der Bauten (sommerlicher Warme-
schutz, Kaltluftstrome, Oberflachenabfluss von Starkregen), der Materiali-
sierung und Konstruktion der Bauten (graue Energie, Kreislauffahigkeit) so-
wie der Begriinung und Bepflanzung (Retention, Kiihlung, Biodiversitat).

2 Bestehen bei der Bewilligung von Bauten und Anlagen nach dem vorlie-

genden Bau- und Zonenreglement Handlungsspielrdume, berticksichtigt der
Gemeinderat die Themen Klimaschutz und Klimaadaption bei seinen Ent-
scheiden als Massnahmen zugunsten und im Sinn der Offentlichkeit.

2 Planungsrecht

2.1 Planungsinstrumente

Art. 4

1

R3aumliches Entwicklungskonzept

Der Gemeinderat erlasst ein raumliches Entwicklungskonzept?®, mit dem
die erwiinschte raumliche Entwicklung der Gemeinde festgelegt wird.

2 Das raumliche Entwicklungskonzept wird unter Einbezug der Bevdlkerung

erarbeitet und vom Gemeinderat festgelegt.

Art.5 Kommunale Richtpldne

Der Gemeinderat erldsst einen kommunalen Richtplan Erschliessung (Er-
schliessungsprogramm gemass Bundesgesetz liber die Raumplanung) und
kann weitere kommunale Richtplédne erlassen.

Art.6 Zonenplan

Die ausgeschiedenen Zonen sind im Zonenplan festgehalten. Der Zonenplan
kann bei der Gemeinde und im Online-Kataster der 6ffentlichen-rechtlichen
Eigentumsbeschriankungen (OREB) eingesehen werden?.

' Der Masterplan vom xx.yy.zz ist das raumliche Entwicklungskonzept.
2 www.gis-daten.ch
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Die zentralen Herausforderungen
unserer Zeit kénnen im BZR optional
verankert werden.

Abs. 1 erwdhnt wichtige Handlungs-
felder, die durch Bautrdger zu be-
riicksichtigen sind.

Abs. 2 zielt auf die Interessenabwd-
gung und hebt die Aspekte des Kli-
mas hervor. Die Interessenabwd-
gung hat gemdss Raumplanungsver-
ordnung umfassend zu erfolgen.
Anstelle eines eigenstindigen Arti-
kels kann Abs. 1 in Art. 1 (Zweck und
Auftrag) integriert und Abs. 2 in
Kap. 3.2 Baubewilligungsverfahren
transferiert werden.

Was heute der Masterplan ist, soll
zum réumlichen Entwicklungskon-
zept umbenannt werden. Der Be-
griff wird auch durch das PBG ver-
wendet.

Im Normalfall wird die Grundlage
durch den Gemeinderat festgelegt.
Denkbar ist, dass diese wichtige
Grundlage der Ortsplanung durch
den Souverdn beschlossen wird, so-
fern das PBG die Beschlussfassung
offen ldsst.

Ergénzend zu den Richtplédnen fiir
das Fusswegnetz und dem Velo-
wegnetz, welche (iber Spezialge-
setze definiert sind, kénnen Ge-
meinden kommunale Richtpléne
aufstellen. Dazu wird ein Grund-
satzartikel verfasst.

Hier kann zusdtzlich auf spezielle
Zonenpldne hingewiesen werden.
Ergénzend kann auf digitale Ange-
bote verwiesen werden.



https://www.gis-daten.ch/map/ow_oereb
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2.2 Bauzonen

Grundstruktur Ergdanzungen optional

Art. xx Zone xy

1 Zweck
Verweis auf QP-Pflicht und

2 Zuldssige Nutzungen und Lirm- Anforderungen

empfindlichkeit

3 Anforderungen an die Einpas- Anforderungen an die Erschliessung
sung und Gestaltung

4 Umgebungsgestaltung, Frei- Besondere Bestimmungen fiir
il @ e Nachverdichtung / Mindestnutzung

5 G .
ebdudeabmessungen
Aussagen zu Zusammenbau
¢ Grenzabstand

Art.7  Kern- und Zentrumszonen
1 Zweck

Zulassige Nutzungen und Larmempfindlichkeit
Anforderungen an die Einpassung und Gestaltung

Umgebungsgestaltung, Frei- und Griinflaichen

Gebaudeabmessungen

6 Grenzabstand
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Die Zonenvorschriften sollen
anhand einer einheitlichen
Struktur formuliert werden.
Neben zwingenden Inhalten
(Grundstruktur) kénnen je
nach Bedarf zusétzliche Ab-
sdtze ergdnzt werden.

Die Zonenvorschriften sind
nutzerfreundlich, méglichst
umfassend zu formulieren, im
Sinn von: "in dieser Zone kann
so gebaut werden".

Wie viele Wohnzonen, ge-
mischte Zonen und Arbeitszo-
nen in den Gemeinden be-
schrieben werden ist individu-
ell. Die Zonenvorschriften sind
aus dem Bestand mit Blick in

die Zukunft zu entwickeln.

In den Kern- und Zentrumszonen,
die mit einer Ortsbildschutzzone
iberlagert sind, kann auf die Defi-
nition der Gebdudeabmessungen
verzichtet werden. Mit den Vorga-
ben zur Einordnung besteht nicht
wie in anderen Zonen ein Anrecht
auf die Realisierung der maximal
zuldssigen Abmessungen. Wo der
Ortsbildschutz wirkt, werden die
maximalen Abmessungen meist
bersteuert.

Ist die betreffende Zone schon be-
baut, kénnen die Zonenvorschrif-
ten anders ausgestaltet werden
als fiir Fldchen, die Neuentwick-
lungen zulassen.

In Abs. 3 kénnte der Grundsatz,
dass in Ortsbildschutzzonen (Art.
18) friihzeitig mit dem Bauamt
Kontakt aufzunehmen ist, auf die
gesamte Zone ausgeweitet wer-
den.
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Art.8 Wohnzonen

1

6

Zweck
Zulassige Nutzungen und Larmempfindlichkeit
Anforderungen an die Einpassung und Gestaltung

Umgebungsgestaltung, Frei- und Griinflaichen

Gebaudeabmessungen

Grenzabstand

Art.9 Mischzonen

1

6

Zweck
Zulassige Nutzungen und Larmempfindlichkeit
Anforderungen an die Einpassung und Gestaltung

Umgebungsgestaltung, Frei- und Griinflachen

Gebaudeabmessungen

Grenzabstand
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Die Festlegung eines minimalen
Anteils an Freifléiche gemdss Abs.
4 dient zur Wahrung des Quar-
tiercharakters und zur Umsetzung
der Planungsgrundsditze gemdss
Art. 3 RPG. Der Freifldchenanteil
ist nicht bestimmend beim Ent-
wurf der Bebauung. Die Bebauung
wird durch Lénge & Hohe sowie
evtl. Gebdudefldche begrenzt.

Zur Hauptwohnseite kann ein
grosser Grenzabstand definiert
werden. Weitere Bedingungen fiir
die Abstinde und deren Masse
kénnen spezifisch definiert wer-
den. So kann z.B. in einer dichten
Wohnzone der grosse Gebdudeab-
stand kleiner sein als in einer "lo-
ckeren". Bei Wohnzonen am Hang
kann darauf verzichtet werden.

In Mischzonen kann (iberlegt wer-
den, den fiir gewerbliche Erdge-
schossnutzungen notwendigen Zu-
schlag der Gesamthéhe nicht in
die Regelbauweise zu inkludieren:
"Wird das Erdgeschoss gewerblich
genutzt, kann die zuldssige Ge-
samthéhe um 2.0 m erh6ht wer-
den.

Flir die Nutzungsmischung sind
Bestimmungen zu finden. Es kann
z.B. ein maximaler Wohnanteil
oder ein minimaler Anteil an Ar-
beitsnutzung festgelegt werden.
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Art. 10 Arbeitszonen

7 Mindestnutzung

In den Arbeitszonen sind neue Gebdude mit mindestens zwei gewerblich ge-
nutzten Geschossen zu realisieren. Die Gemeinde kann fiir betriebsbedingte
Anforderungen Ausnahmen gestatten, sofern die Zielsetzungen einer haushdil-
terischen Bodennutzung damit nicht unterlaufen werden.

Entwurf April 2024

Die Formulierungen der Arbeitszo-
nen sind gemdss der Grundstruk-
tur aufzubauen.

In Abs. 4 kann auf das Angebot
von Aussenflichen fiir die Arbeit-
nehmenden eingegangen werden.
In einem separaten Absatz kénnen
weitergehende Bestimmungen zur
Mindestnutzung ergénzt werden.

11
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Art. 11 Zone fiir 6ffentliche Nutzungen

1 Die Zone fiir 6ffentliche Nutzungen dient der Erfiillung vorhandener und

kiinftiger 6ffentlicher Aufgaben.

2 Zulassig sind Bauten und Anlagen, die éffentlichen Zwecken dienen, im
offentlichen Interesse liegen oder kurortlichen Zwecken dienen. Die Nut-
zung der einzelnen Teilgebiete, deren Lairmempfindlichkeitsstufe und der
Anteil an Freiflache gemass Art. 89 PBG ist im Anhang 1 aufgefihrt.

3 Gebiudeabmessungen und Gebiudeabstinde legt der Gemeinderat im
Einzelfall unter gebiihrender Berlicksichtigung der 6ffentlichen und privaten
Interessen fest.

4 Gegeniber Nachbargrundstiicken und Zonengrenzen ist ein Abstand von
mindestens xx Meter einzuhalten.

Art. 12 Zone fiir Sport- und Freizeitanlagen

Die individuellen Vorschriften der Gemeinden kénnen iibernommen und ggf.
in die Struktur der Zonenbestimmungen eingepasst werden.

Art. 13 Verkehrszone

Die Verkehrszone umfasst die innerhalb der Bauzonen fiir den fahrenden
und ruhenden Strassen- und Wegeverkehr bestimmten Verkehrsbauten und
—anlagen, welche dem o6ffentlichen Gebrauch dienen. Bauten und Anlagen
Ubergeordneter Verkehrsplanungen des Bundes und des Kantons sind nicht
Bestandteil der Verkehrszone.

Entwurf April 2024

Das PBG verwendet neu den Begriff
"Zone fiir 6ffentliche Nutzungen"
als Uberbegriff bei dem auch Zonen
fir Sport- und Freizeitanlagen mit-
gemeint sind.

In den Zonen sollen private Nutzun-
gen in einem untergeordneten
Mass zuldssig sein. Gemdss Bestim-
mungen in Abs. 2 miissen solche im
Offentlichen Interesse liegen oder
einem kurértlichen Zweck dienen
(Engelberg). In den Gemeinden gibt
es Gebiete mit unterschiedlichem
Ruhebediirfnis. Die Differenzierung
kann iiber den Anhang vorgenom-
men werden, Im Anhang kann auch
die Nutzung erwdhnt werden. So
kénnen auch spezifische Anforde-
rungen fiir die Nutzung einzelner
Zonen festgehalten werden.

Es ist zu (iberlegen, ob gebietsweise
zumindest die maximal zuldissige
Héhe von Bauten festgelegt wird.
Abweichungen wdren (iber einen
QP méglich. Mit Blick auf die Nach-
barschaft und mégliche Einspra-
chen wdre dieser Ansatz zu befiir-
worten.

Werden die zuldssigen Nutzungen
im Anhang definiert, kénnte u. U.
auf Zonen fiir Sport- und Freizeitan-
lagen verzichtet werden.

Die Formulierung entspricht dem
Vorschlag des ARV von 2016.

12
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Art. 14 Griinzone

! Die Griinzone umfasst jene Flichen des Baugebietes, die aus Griinden des
Natur-, Landschafts- und Gewasserschutzes sowie des Ortsbildschutzes dau-
ernd von Uberbauung freizuhalten sind. Es sind dies insbesondere Aussichts-
punkte, die Umgebung historischer Statten und Bauten, Griinanlagen, Bach-
und Flusslaufe sowie Griingirtel zur Gliederung des Baugebietes.

2 Der Zweck der Griinzone, die Nutzung sowie die zuldssigen Anlagen der

einzelnen im Zonenplan bezeichneten Gebiete sowie die Lairmempfindlichkeit
sind im Anhang 2 festgelegt.

3 Fir Griinzonen, in denen nicht explizit Bauten und Anlagen erlaubt wer-

den, kann der Gemeinderat ausnahmsweise einzelne Bauten und Anlagen
bewilligen, sofern sie zur Bewirtschaftung und Pflege der Griinzonen-Areale
erforderlich oder wenn sie standortgebunden sind.

oder

2 Besondere Bestimmungen zu einzelnen Griinzonen werden im Anhang 2
aufgefiihrt. Wo nicht anderes geregelt ist, gelten die nachfolgenden Bestim-
mungen.

3 Der Gemeinderat kann Wege, Kleinstbauten sowie Bauten und Anlagen, die
zur Bewirtschaftung und Pflege der Griinzonen erforderlich oder wenn sie
standortgebunden sind, bewilligen. Es gilt die Lirmempfindlichkeitsstufe IlI.

Entwurf April 2024

Die Griinzone gilt als einge-
schrénkte Bauzone. Sie wird dem
Siedlungsgebiet zugerechnet. Der
Zweckartikel ist in vielen Gemeinde
identisch oder zumindest éhnlich.
Als Muster wird die Formulierung
von Lungern iibernommen.

Die Nutzung der Zonen kann spezi-
ell in einem Anhang geregelt wer-
den. In Sachseln wird die Ein-
schrénkung mit Kleinbauten ver-
schdrft. In Sarnen wird in Teilge-
bieten die Nutzung als Spielplatz
erlaubt.

Engelberg erlaubt fiir die Bewirt-
schaftung der Freifldchen Bauten
und Anlagen. Dies kann mit Abs. 3
abgedeckt werden.

Wenn nur bestimmte Griinzonen
beschrieben werden, empfiehlt sich
die aufgezeigte Variante.

13
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23 Nichtbauzonen

Art. 15 Landwirtschaftszone

1 Fir die Landwirtschaftszone gelten die bundesrechtlichen Bestimmungen

und die Larmempfindlichkeitsstufe Ill.

2 Standort, Dimension, Gestaltung und Materialien von Bauten und Anlagen
sind so zu wahlen, dass sich diese gut ins Landschaftsbild und in die beste-
hende Bebauung einordnen3.

Art. 16 Alpwirtschaftszone

1 Die Alpwirtschaftszone umfasst jene Flachen, die oberhalb der Zonen des

Berg- und Talgebietes des landwirtschaftlichen Produktionskatasters liegen
und als Sommerungsweiden, Heuwiesen, Streuflachen oder als Heuplanken
bewirtschaftet werden.

2 Zuldssig sind nur Bauten und Anlagen, die in direktem Zusammenhang mit
der Alpwirtschaft stehen und fir die Bewirtschaftung erforderlich sind. Es
gelten die eidgendssischen und kantonalen Vorschriften.

3 Im Weiteren gelten die Vorschriften der Landwirtschaftszone.

Art. 17 Ubriges Gebiet

! Das librige Gebiet umfasst Land, das keiner Nutzung zugewiesen werden

kann.

2 Soweit keine einschrankenden Nutzungsvorschriften festgelegt sind, gel-
ten die Bestimmungen der Landwirtschaftszone.

Entwurf April 2024

Das Bauen in der Landwirtschafts-
zone wird durch Bundesrecht be-
stimmt. Auf kommunaler Stufe
muss eine Zuweisung zur Ldrm-
empfindlichkeit vorgenommen
werden.

Abs. 2 macht in Verbindung mit
der Fussnote einen Verweis auf die
Praxis. Die Einordnung wird durch
das zustdndige Departement ge-
priift. Ergdnzende Hinweise zur
Einordnung kann die Gemeinde als
Stellungnahme zuhanden der kan-
tonalen Baukoordination abgeben.
Dies wird in Art. 45 festgehalten.
Wenn Speziallandwirtschafszonen
bestehen oder geschaffen werden,
sind diese nach Art. 15 zu ergdn-
zen.

In den Bestimmungen fiir die
Alpwirtschaftszone werden die zu-
ldssigen Bauten und Anlagen wei-
ter eingeschrdnkt. Die Ausschei-
dung der Zonen ist gemdss land-
wirtschaftlichem Produktionskata-
sters vorzunehmen.

Das (ibrige Gebiet wird im Zonen-
plan fiir unproduktive Fldchen wie
Felsen und Geréllfelder oder Gerin-
nefléchen, die nicht als Gewdsser
bezeichnet sind, angewendet.

3 Zu beachtende Gestaltungskriterien fiir Neu- und Umbauten sowie weitere Erlduterungen zum Verfahren von ver-
schiedenen Fallen in der Landwirtschaftszone macht der Kanton in einer Praxishilfe zum Bauen ausserhalb der

Bauzone.
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2.4 Schutzzonen

Art. 18 Ortsbildschutzzone

! Die Ortsbildschutzzone bezweckt die qualititsvolle Eingliederung von Neu-

und Umbauten in die ortspragende Struktur unter Gewadhrung einer behutsa-
men Weiterentwicklung der historischen Ortsbilder. Séamtliche baulichen und
gestalterischen Massnahmen haben sich so einzufiigen, dass die charakteris-
tisch raumlichen und baulichen Eigenarten des Ortsbildes erhalten bleiben.

2 Die Ortsbildschutzzone tiberlagert andere Zonen und kann deren Bestim-

mungen Ubersteuern. Die in der Grundnutzung zuldssigen Masse kdnnen zur
Gewabhrleistung des Denkmal- und Ortsbildschutzes beschrankt werden.

3 Die Bauherrschaft klart zu Beginn der Projektierung bei der Ge-

meinde/dem Bauamt die Moglichkeiten und Rahmenbedingungen fir bauli-
che Verdnderungen ab und informiert sich (iber den Ablauf des Bewilligungs-
verfahrens.

4 Bauliche Veridnderungen in der Ortsbildschutzzone sind der zustindigen
kantonalen Fachstelle zur Beurteilung zu unterbreiten.

Art. 19 Archaologische Schutzzonen

1 Fir die archidologischen Schutzzonen gelten die Bestimmungen gemaéss der

Verordnung iber den Schutz von Bau- und Kulturdenkmailern®.

2 Die arch3ologische Schutzzone tiberlagert die zonenrechtliche Grundnut-

zung.

3 Rechtzeitig vor Aufnahme von Grabarbeiten ist die zustidndige kantonale

Stelle zu verstandigen.

Art. 20 Landschaftsschutzgebiet

! Das Landschaftsschutzgebiet umfasst besonders schéne, das gesamte

Landschaftsbild pragende sowie naturkundlich und kulturgeschichtlich beson-
ders wertvolle Landschaftsteile.

2 Das Landschaftsschutzgebiet tiberlagert Nicht-Bauzonen und ergédnzt deren

Bestimmungen.

3 Fir bauliche Anderungen gelten die Bestimmungen der Verordnung iiber

den Natur- und Landschaftsschutz’.

4 Art. 13 kantonale Denkmalschutzverordnung (GDB OW 451.21)
® Art. 11 Naturschutzverordnung NSV (GDB OW 786.11)

Entwurf April 2024

Die Vorschriften zur Ortsbild-
schutzzone, die grundsdtzlichen
Anforderungen und die Zusténdig-
keit, ergeben sich aus der Denk-
malschutzverordnung.

Abs. 2 kldrt die Wirkung der (iber-
lagerten Zone. Die in der Grund-
nutzung definierten Masse sind
nicht in jedem Fall garantiert.

Abs. 3 verweist Bauwillige fiir eine
Anfrage an die Gemeinde. Bevor
Planungskosten ausgeldst werden
soll iiber das Bauamt eine Bera-
tung erfolgen. Dies kann mit einer
Vorabkldrung bei der kantonalen
Denkmalpflege verbunden werden.
So kénnen die Umgebungsschutz-
bereiche von benachbarten Kultu-
robjekten festgestellt werden.
Abs. 4 gibt einen Hinweis zum Ver-
fahren gemdss Denkmalschutzver-
ordnung.

Die Vorschriften zur archdologi-
schen Schutzzone sind bereits gut
harmonisiert.

Bedeutung und Wirkung der Land-
schaftsschutzgebiete wird in der
Naturschutzverordnung beschrie-
ben. Die Landschaftsschutzgebiete
in den Zonenpldnen der Gemein-
den sind von regionaler Bedeutung
und wurden mit einem Schutzplan
durch den Kantonsrat genehmigt
(GDB 786.42 und 786.49).

15




Muster BZR der Obwaldner Gemeinden

Art. 21 Naturschutzzone

! Die Naturschutzzone von lokaler Bedeutung bezweckt den Schutz und die

Aufwertung besonders empfindlicher und wertvoller Lebensrdume von Pflan-
zen und Tieren.

2 Naturschutzzonen werden als Grundnutzung ausgeschieden. Bei Gewés-

sern werden sie als (iberlagerte Zonen dargestellt. Es gilt die Larmempfind-
lichkeitsstufe IlI.

3 Bedeutung, Schutzziele und besondere Bestimmungen zu den Naturschutz-

zonen von lokaler Bedeutung sind im Anhang 3 aufgefiihrt. Die aufgefiihrten
Naturschutzzonen von regionaler und nationaler Bedeutung sind durch kan-
tonale Schutzplane des Kantonsrates geschitzt.

4 Es gelten die Bestimmungen der Verordnung tiber den Natur- und Land-
schaftsschutz® sowie die besonderen Bestimmungen im Anhang 3. Die Be-
wirtschaftung richtet sich nach den Vorgaben der Direktzahlungsverord-
nung’.

Art. 22 Gefahrenzonen

Fiir die Gefahrenzonen gelten die Vorschriften des Planungs- und Baugeset-

zes®.

€ Art. 12 Naturschutzverordnung NSV (GDB OW 786.11)
7 Direktzahlungsverordnung DZV (SR 910.13)
8 Art. xy Planungs- und Baugesetz PBG (GDB OW 710.1)

Entwurf April 2024

Zu den Naturschutzzonen werden
die wichtigsten Grundsdtze gere-
gelt. Abs. 1 findet sich so und éhn-
lich in verschiedenen Gemeinden.
Mit Abs. 2 eriibrigt sich fiir iiberla-
gernde Zonen (z.B. iiber Gewdsser)
ein eigener Artikel.

Art. 3 fiihrt dazu, dass zu den aus-
geschiedenen Schutzzonen weite-
ren Bestimmungen im Anhang for-
muliert werden miissen. Dort
kénnten weitere Bestimmungen,
wie z.B. jene von Lungern, mit der
bestehende Bauten néher geregelt
werden, aufgenommen werden.
Mit Verweis auf die Naturschutz-
verordnung und die Direktzah-
lungsverordnung in Abs. 4 lassen
sich die Vorschriften reduzieren. Zu
lokalen Schutzzonen gibt es keine
Schutzreglemente. Die Bestimmun-
gen fiir die Zonen sind abschlies-
send im BZR aufzufiihren. Wenn
Pufferzonen nétig oder sinnvoll
sind, miissen diese im Zonenplan
als solche bezeichnet sein.

Die Vorschriften zu den Gefahren-
zonen sind neu einheitlich im BauG
geregelt. Im BZR der Gemeinden
wird darauf verwiesen. Die Gefah-
renzonen werden auf der Grund-
lage der Gefahrenkarten ausge-
schieden. Fiir die Beurteilung von
Massnahmen und Auflagen im
Baubewilligungsverfahren werden
die Gefahrenkarten konsultiert.
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Art. 23 Entlastungskorridore

1 Entlastungskorridore dienen der Ableitung von Wasser, das bei Hochwas-

ser ausserhalb der Gerinne abfliesst.

2 Es gelten die Vorschriften gemiss Gesetz liber den Wasserbau und die

Wassernutzung®.

3

2.5 weitere Zonen und Gebiete

Hier die Ausfiihrungen zu bestehenden

— Tourismus- und Freizeitzonen ausserhalb des Siedlungsgebiets
—  Weilerzonen

— Abbau- und Deponiezonen

— Reservezonen

—  Weitere Zonen ausserhalb des Siedlungsgebiets

Art. 24 Verkehrsflachen

! Die Verkehrsfliche umfasst die ausserhalb der Bauzonen fiir den fahren-

den und ruhenden Strassen-, Wege-, Eisenbahn- und Flugverkehr bestimm-
ten Verkehrsbauten und -anlagen, welche dem 6ffentlichen Gebrauch die-
nen. Bauten und Anlagen lbergeordneter Verkehrsplanungen des Bundes
gehoren vollstandig zur Verkehrsflache.

2 Bei Bauten und Anlagen libergeordneter Verkehrsplanungen des Bundes

und des Kantons gelten die Bestimmungen der entsprechenden Strassen-,
Eisenbahn- und Luftfahrtgesetzgebung.

3 Neben den eigentlichen Anlagen sind in den Verkehrsflichen auch Bauten

und Anlagen fiir den Unterhalt der Werke sowie weitere 6ffentliche oder
dem o6ffentlichen Interesse dienenden Bauten und Anlagen gestattet.

° Art. 12a Wasserbaugesetz WBG (GDB OW 740.1)

Entwurf April 2024

Mit einer Fremddnderung im Was-
serbaugesetz werden fiir die Ent-
lastungskorridore einheitliche
Bestimmungen geschaffen.

Neben Bauzonen gemdiss Art. 15
RPG und Landwirtschaftszonen
bzw. Nichtbauzonen gemdss Art.
16 RPG sowie Schutzzonen nach
Art. 17 RPG gibt es weitere Zonen
und Gebiete (Art. 18 RPG). Die wei-
teren Zonen sind in einem eigenen
Titel zusammengefasst.

Gemeinden ohne Flugpldtze und
Eisenbahnanlagen kénnen die Vor-
schriften entsprechend anpassen.
Sarnen wiinscht, dass auf Bauten
und Anlagen Mobilfunkanlagen zu-
ldssig sind. Dies betrifft das Portal
des A8-Tunnels oder den Unter-
haltsstiitzpunkt der Zentralbahn.
Dies soll mit Abs. 3 erméglicht wer-
den.
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2.6 Schutzobjekte

Art. 25 Naturschutzobjekte

! Die in den Zonenplidnen und im Anhang 4 bezeichneten Naturschutzob-

jekte von lokaler, regionaler oder nationaler Bedeutung sind gemdss der
Verordnung liber den Natur- und Landschaftsschutz!® geschiitzt.

2 Naturschutzobjekte von regionaler oder nationaler Bedeutung sind durch

kantonale Schutzpldane des Kantonsrates geschiitzt. Sie sind im Zonenplan
orientierend dargestellt.

3 Besteht ein liberwiegendes Interesse an der Veranderung oder Beseiti-

gung eines Naturschutzobjektes von lokaler Bedeutung oder wird nachge-
wiesen, dass das wegen Uberalterung oder Krankheit ein Naturschutzobjekt
beseitigt werden muss, kann der Gemeinderat eine entsprechende Bewilli-
gung mit der Auflage erteilen, dass in der unmittelbaren Umgebung gleich-
wertiger Ersatz geschaffen wird.

4 Vor Erteilung einer Bewilligung ist die Verdnderung fachlich beurteilen zu
lassen. Die Gemeinde beauftragt hierzu interne oder unabhangige Fach-
krafte.

> Der Eigentiimer bzw. die Eigentiimerin von Naturschutzobjekten hat die-

sen die fachgerechte Pflege mit dem Ziel der Erhaltung zukommen zu lassen
oder allenfalls eine kostenpflichtige Pflege zu dulden®.

® Die im Zonenplan bezeichneten neu zu schaffenden Naturobjekte wie

Baumreihen und Alleen sind im Zusammenhang mit den bewilligungspflich-
tigen Bauvorhaben auf demselben Grundstiick auf Kosten des Gesuchstel-
lers bzw. der Gesuchstellerin zu erganzen und dauernd zu erhalten.

Art. 26 Kulturobjekte

1 Die im Zonenplan bezeichneten und im Anhang 5 aufgefiihrten Kulturob-

jekte von lokaler Bedeutung sind gemass der kantonalen Denkmalschutzver-
odnung?? geschiitzt.

2 Kulturobjekte von regionaler und nationaler Bedeutung sind durch kanto-

nale Schutzplane des Kantonsrates geschiitzt. Sie sind im Zonenplan orien-
tierend dargestellt.

3 Bei baulichen Vorhaben an oder in unmittelbarer Umgebung von ge-

schiitzten Kulturobjekten ist die Stellungnahme der zusténdige kantonale
Fachstelle erforderlich.

4 Im Weiteren gelten die Bestimmungen der kantonalen Denkmalschutzver-

ordnung.

' Naturschutzverordnung NSV (GDB OW 786.11)
" Art. 13 Abs. 2 NSV (GDB OW 786.11)
2 Art. 11 & 12 kantonale Denkmalschutzverordnung (GDB 451.21)

Entwurf April 2024

Die Grundlage fiir die Festlegung
von Naturobjekten im Zonenplan
sind Inventare. Die gesetzliche
Grundlage fiir Naturobjekte stellt
die kantonale Naturschutzverord-
nung dar. Diese ermdéglicht die Ein-
teilung der Naturschutzobjekte in
solche von nationaler, regionaler
und lokaler Bedeutung. Als regio-
nale Objekte sind nur wenige fest-
gelegt. Nationale fehlen gdnzlich.
Wie bei allfélligem Ersatz vorzuge-
hen ist, wird in Abs. 3 & 4 geregelt.
Handelt es sich um Objekte von re-
gionaler od. nationaler Bedeutung
miisste die kantonale Fachstelle
angehért werden.

Mit der Unterschutzstellung ver-
bunden ist eine Unterhaltspflicht.
Abs. 5 wiederholt Bestimmungen
der Naturschutzverordnung.

Eine Méglichkeit, wie neue Ele-
mente geférdert werden kénnen,
ist mit Abs. 6 formuliert. Die Be-
stimmung stammt aus Giswil und
soll fiir alle Gemeinden (ibernom-
men werden. Im Fokus stehen da-
bei Baumreihen oder Alleen, die
neu entstehen sollen.

Der Umgang mit Kulturobjekten ist
in der kantonalen Denkmalschutz-
verordnung beschrieben. Im Regle-
ment der Gemeinden sind nur all-
gemeine Hinweise notwendig.
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Art. 27 Historische Verkehrswege

! Die im Anhang 6 bezeichneten Objekte des Inventars historischer Ver-

kehrswege der Schweiz (IVS) mit viel Substanz und mit Substanz sind in ih-
rem Verlauf mitsamt ihren Bestandteilen wie Wegoberflachen, Wegbreiten,
Wegbegrenzungen, Kunstbauen, Bautechniken und wegbegleitenden Ein-
richtungen ungeschmalert zu erhalten.

2 Unterhalt und Nutzung im herkémmlichen Rahmen bleiben gewéhrleistet.

Veranderungen, die lGber diesen Rahmen hinausgehen, erfordern nach Be-
gutachtung und Stellungnahme der zustandigen kantonalen Fachstelle eine
Bewilligung des Gemeinderates.

2.7 Quartierplanung

Art. 28 Gebiete mit Quartierplanpflicht

! In den im Zonenplan bezeichneten Gebieten darf nur aufgrund eines

Quartierplans gebaut werden.

2 |n Anhang 7 sind die zusatzlichen Anforderungen zu den quartierplan-

pflichtigen Gebieten aufgelistet, die bei der Bearbeitung berticksichtigt wer-
den missen.

3 Bei besonders exponierten Lagen und wo beziiglich Einordnung und Ge-

staltung eine besonders sorgfaltige Planung erforderlich ist, kann der Ge-
meinderat fiir die Erarbeitung eines Richtprojekts ein Varianzverfahren??
verlangen. Die Gemeinde kann sich an den Kosten des Verfahrens beteiligen.

Art. 29 Mindestflachen

! Die Mindestflache, um mit einen Quartierplan im Rahmen des Planungs-

und Baugesetzes von der Regelbauweise abweichen zu kénnen, betragt

XXXX m?
XXXX m?

a. bei Nachverdichtung im weitgehend lberbauten Gebiet
b. inuniberbauten Gebieten

Entwurf April 2024

Gemdiss Kt. Richtplan haben die
Gemeinden die historischen Ver-
kehrswege gemdss nationalem In-
ventar zu schiitzen (C3.2-1). Die
betroffenen Streckenabschnitte im
Zonenplan darzustellen, ist nicht
praktikabel.

Die schiitzenswerten Abschnitte
werden im Anhang in einer Karte
aufgefiihrt. Auf die Darstellung im
Zonenplan wird verzichtet. Die Ab-
schnitte sollen aber im OREB abge-
fragt werden kénnen.

Aufbau und Inhalt der Anforderun-
gen im Anhang sind individuell zu
formulieren.

Die Forderung nach einem Varianz-
verfahren sowie weitere Bestim-
mungen zu einzelnen QP-Pflichtge-
bieten sind im Anhang aufzufiih-
ren. Abs. 3 gibt die Grundlage und
erméglicht der Gemeinde, sich an
den Kosten zu beteiligen.

Die Mindestflédchen kénnen durch
die Gemeinden festgelegt werden.
Eine weitere Differenzierung nach
Zonen, wie einige Gemeinden dies
heute kennen, ist moglich. Wichtig
ist, dass fiir qualitative Nachver-
dichtungen ein geringerer Wert
festgelegt wird, ab dem mit einem
Quartierplan von der Regelbau-
weise abgewichen werden darf.

'3 Bei einem Varianzverfahren werden verschiedene Ansatze und Ideen einander gegeniibergestellt und unter Einbe-
zug von Fachkraften diskutiert und bewertet. Mdglichkeiten werden ausgelotet und ein optimales Ergebnis geférdert.
Die Wahl des Entwurfs kann gegen aussen begriindet werden. Projekte, die liber ein Varianzverfahren entstehen er-
halten eine breitere Akzeptanz und weisen meist eine hohe Qualitat auf. Gegenliber dem Konkurrenzverfahren sind

Varianzverfahren nicht zwingend von verschiedenen Verfassern zu erstellen.
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Art. 30 Abweichungen von der Regelbauweise

1 Mit einem Quartierplan kann im Rahmen des Planungs- und Baugesetzes

von der Regelbauweise abgewichen werden, wenn ein gestalterisch und orts-
baulich besonders gutes Ergebnis der Bebauung erreicht wird. Gegenliber der
Einzelbauweise sind unter Berticksichtigung der jeweiligen Zone und Nutzung,
des Standorts und der Topografie erhohte Anforderungen zu erreichen. Fol-
gende Aspekte tragen dazu bei, dass mit einem Quartierplan von der Regel-
bauweise abgewichen werden kann:

a. die Nutzungsdichte wird effektiv erhoht;
es werden vielfaltig nutzbare und gut gestaltete Freiflaichen und Aufent-
haltsbereichen vorgesehen;

c. eswirdim Sinn des 6kologischen Ausgleichs ein Beitrag zum Erhalt der Bio-
diversitat geleistet;

d. die Anlagen fir die Abstellpldtze sind platzsparend angeordnet und es ist
Ladeinfrastruktur fiir die Elektromobilitat vorgesehen;

e. die Abstellflachen flir Velos, Kinderwagen u.dgl. sind grossziigig bemessen,
bevorzugt angeordnet und gut zuganglich;

f. der Fuss- und Veloverkehr ist zweckmadssig organisiert, direkte und komfor-
table Anschliisse an das gemeindliche Netz werden sichergestellt oder 6f-
fentliche Verbindungen durch das Areal werden gewahrleistet;

g. die gesetzlichen Energievorschriften werden libertroffen, und das Potenzial
zur Gewinnung erneuerbarer Energie wird bestmoglich ausschopft;

h. es werden Massnahmen fiir eine nachhaltige Mobilitdt umgesetzt.

N

Soweit Anhang 7 keine gebietsspezifischen Abweichungen von der Regel-
bauweise bestimmt, gelten in Erganzung zum kantonalen Recht folgende Rah-
menbedingungen:

a. Inden Wohnzonen x, y, z diirfen aufgrund eines Quartierplans keine
Mehrfamilienhduser mit mehr als sechs Wohneinheiten realisiert werden;

b. Die anrechenbare Gebadudeflache in den Zonen yx, xyz, darf maximal xx %
Ubersteigen.

Entwurf April 2024

Das kantonale Recht gibt neu die
maximale Abweichung vor. Damit
wird sichergestellt, dass ein QP
nicht mehr als die ndchstgréssere
Bauzone ermdéglicht und die
Grundnutzung aushebelt.

Der Umfang der Abweichung kann
gebietsspezifisch z.B. auch im An-
hang formuliert sein.

Abs. 1 fiihrt mit der Aufzédhlung
aus, wie das gemdss PBG gefor-
derte "bessere" Ergebnis erreicht
werden kann. Die Aufzéhlung ist
als Checkliste zur Beurteilung von
QP's zu verstehen.

Die Aspekte gemdss Abs. 1 sind ne-
ben den Planungsgrundsdtzen ge-
mdiss Art. 3 RPG durch die Planver-
fasser im Planungsbericht zu be-
handeln.

Abs. 2 kann fiir freiwillig erstellte
Quartierplédne das Mass der zulds-
sigen Abweichungen einschrénken.
Um Quartierstrukturen zu erhal-
ten, kann z.B. in Einfamilienhaus-
zonen der Bau von Mehrfamilien-
hdusern eingeschrénkt werden.
Mit der Innentwicklung muss nicht
alles zugelassen werden. Weitere
Bestimmungen fiir freiwillig er-
stellte Quartierpléne sind denkbar.

20




Muster BZR der Obwaldner Gemeinden

Art. 31 Umsetzung und Anpassung

! Quartierpldne sind innerhalb von 10 Jahren nach Rechtskraft umzuset-
zen. Die besonderen Bauvorschriften kdnnen andere Umsetzungsfristen
vorsehen.

2 Der Gemeinderat kann bei nicht begonnenen Quartierplianen fiinf Jahre

nach Inkrafttreten eine Uberpriifung verlangen.

Art. 32 Einzureichende Unterlagen

! Ergdnzend zum kantonalen Recht sind bei Wohnnutzungen folgende

Unterlagen einzureichen:

a. Genereller Grundrissnachweis der Wohngeschosse im Massstab 1:200
(ausser freistehende Einfamilienhduser)
b. Gebaude- und Wohnungsverzeichnis

2 Das Bauamt kann im Einzelfall weitere Unterlagen wie Schattendia-

gramme, Visualisierungen usw. anfordern.

3 Bei Quartierpldnen in Arbeitszonen werden die einzureichenden Unter-

lagen und Nachweise individuell festgelegt.

4 Die Unterlagen sind durch den Gesuchstellenden digital beim Bauamt
einzureichen. Ausgedruckt sind die Unterlagen durch den Planverfasser

und den Grundeigentiimerschaft zu unterzeichnen und in der notwendi-
gen Anzahl einzureichen.
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Gemdiss PBG ist die Dauer fiir die Um-
setzung der Quartierpléne zu befris-
ten. Heute bestehen unterschiedliche
Regelungen, was mit dem Musterreg-
lement harmonisiert werden soll. Es
besteht gemdss Abs. 1 dennoch die
Méglichkeit, individuelle Umsetzungs-
fristen zu bestimmten. Eine kiirzere
Frist als 10 Jahre diirfte aufgrund der
Regelungen zur Baulandverfliissigung
nicht sinnvoll sein.

Voraussetzung, um den Quartierplan
auch nach 10 Jahren anzuwenden, ist
eine Uberpriifung durch die Ge-
meinde. Dies wird im PBG vorgege-
ben. Eine Verldngerung, z.B. fiir 2
Jahre, kann auf Gesuch hin durch den
Gemeinderat nach der notwendigen
Priifung gewdhrt werden.

Das BauG macht schon weitgehende
Vorgaben zu den Inhalten. Die Ge-
meinden regeln noch ergdnzende
Nachweise und Unterlagen, die fiir
die Priifung notwendig sind.

Weitere Vorgaben zu den Unterlagen
und zum Ablauf kénnen die Gemein-
den in einer Planungshilfe zusammen-
stellen. Anders als die Planungshilfen
zur Umgebung und dem ékologischen
Ausgleich, wird die Planungshilfe fiir
Quartierplédne nicht im Reglement
festgehalten.

Abs. 4 stellt klar, dass die Eingabe
zwingend digital zu erfolgen hat. Wie
viele Exemplare gedruckt eingereicht
werden miissen, ist je nach Planungs-
stand, Betroffenheit und Komplexitdt
des QP und Organisation der Ge-
meinde abhdngig.
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2.8 Baulinien

Art. 33 Baulinien

1 Baulinien geméss kantonalem Planungs- und Baugesetz!* und deren

Wirkung sind im Zonenplan [Baulinienplan / Verkehrsplan] festgelegt.
Zusatzlich sind Baulinien zu beachten, die gestiitzt auf Quartierplane
festgelegt wurden.

2 |st die Art der Baulinie nicht weiter bestimmt, handelt es sich um eine

Normalbaulinie, die von Bauten und Anlagen nicht Gberschritten werden
darf.

3 |m Bereich zwischen Strasse und Strassenbaulinie kdnnen unter Ein-

haltung kantonaler Mindestabstande Bauten und Anlagen durch den Ge-
meinderat bewilligt werden, soweit sie dem Zweck der Baulinie nicht wi-
dersprechen und die 6ffentlichen Interessen gewahrt bleiben. Solche
baulinienwidrigen Bauten und Anlagen begriinden keinen Mehrwert. Ein
Mehrwertrevers ist gestitzt auf die Baubewilligung im Grundbuch anzu-
merken.

4 An bestehenden Bauten und Anlagen, die iber die Baulinie hinausra-
gen, dirfen ausser dem ordentlichen Unterhalt, keine Veranderungen
(An-, Um- und Aufbauten) vorgenommen werden.

> Die im Zonenplan dargestellten Gewasserrdume dienen der Sicherung

des Gewadsserraums gemass den Vorgaben des Bundes. Fiir die Gestal-
tung und Bewirtschaftung des Gewasserraums gelten die Vorgaben ge-
mass Gewdsserschutzverordnung®®. Die Wirkung der ausgeschiedenen
Gewadsserrdume als Baulinie wird im Planungs- und Baugesetz beschrie-
ben.

'* Art. 23 Abs. 2 BauG (GDB OW 710.1)
> insb. Art. 41c Gewasserschutzverordnung GSchV (SR 814.201)
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Fiir die verschiedenen Baulinien ist eine
Grundlage zu schaffen. Die Baulinien
kénnen im Zonenplan oder in einem
speziellen Plan festgelegt werden.

Die Wirkweise der Baulinien wird nicht
weiter erkldrt. Dies in der Annahme,
dass die Baulinientypen selbsterkldrend
sind.

Zu Abs. 2 ist zu berticksichtigen, dass
gemdss PBG vorspringende Gebdude-
teile den Strassenabstand und Bauli-
nien entlang von Strassen um 1.0 m
iberragen diirfen, wenn eine min.
Héhe fiir Trottoirs eingehalten wird.
Demnach kann es sich entlang von
Strassen nicht um Normalbaulinien
handeln.

Abs. 3 erméglicht es im Raum zwischen
Strasse und Baulinie gewisse Bauten
und Anlagen zu bewilligen. Im Fokus
stehen dabei Containerpldtze, Mauern
oder Parkierungsanlagen, die dem
Zweck der Raumfreihaltung fiir einen
Strassenausbau widersprechen. Wer-
den solche Bauten und Anlagen bewil-
ligt, ist es wichtig, dass keine entschd-
digungspflichtigen Werte geschaffen
werden.

Ein spezielles Anliegen ergibt sich aus
den Gewdsserrdumen und den Ab-
standsvorschriften zu Gewdssern ge-
mdss BauG bzw. PBG. Wird die B6-
schung verdndert, kann mit den Ab-
standsvorschriften plétzlich mehr
Raum nicht genutzt werden, als dass
mit dem Gewdsserraum gesichert
wurde. Mit Abs. 5 soll der Gewdisser-
raum zur Baulinie erkldrt werden, wel-
che den Abstandbestimmungen vor-
geht. Der Kanton nimmt das Anliegen
auf.

22




Muster BZR der Obwaldner Gemeinden

2.9 Weitere Bestimmungen

Art. 34 Mehrwertausgleich

1 Bei Umzonungen innerhalb Bauzonen bei denen keine kantonale Abgabe

geschuldet wird, sowie bei Aufzonungen, die erhebliche Vorteile generieren,
wird ein Ausgleich des Mehrwerts fallig.

2 Der Ausgleich ist auf den um 35% erhéhten planungsbedingten Boden-

mehrwert zu leisten.

3 Der Ausgleich bzw. der Gegenwert der Massnahmen darf nicht mehr als

60% des planungsbedingten Bodenmehrwerts betragen.

4 Die Gemeinde kann auf den Ausgleich verzichten, wenn der planungsbe-
dingte Bodenmehrwert kleiner als CHF 350'000.- oder die Abgabe der Forde-
rung der Innenentwicklung entgegensteht.
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Abs. 1 nennt die Fdlle, die in Er-
gdnzung zum BauG abgabepflich-
tig sind.

Der Ausgleich ist nur auf den Be-
trag zu leisten, der den planungs-
bedingten Mehrwert um 35%
iibersteigt. Abs. 3 begrenzt den
Ausgleich auf max. 60%.

Mit einer Freigrenze, mit der ins-
besondere kleinere Parzellen von
der Abgabepflicht ausgenommen
werden kénnen sowie der Még-
lichkeit, einer Abwégung zwischen
Abgabe und Verdichtung, erhdlt

5 der Gemeinderat die nétige Flexi-

Der Ausgleich kann durch die Gemeinde finanziell oder mittels verwal-
tungsrechtlicher Vertrage fir Planungs- und Infrastrukturmassnahmen zu-
gunsten des Fuss- und Veloverkehrs, 6ffentlicher Anlagen u. dgl. oder mittels
Forderungen zum Angebot von preisgiinstigen Wohnungen eingefordert
werden.

bilitdt zur Anwendung.

Die Flexibilitdt entsteht auch aus
den méglichen Gegenleistungen,
die Abs. 5 aufzeigt.

® Im Weiteren gelten die Vorschriften des kantonalen Planungs- und Bauge-

setzes sinngemass.

Erlduterungen:

Die Rechtsberatung der Espace-Suisse kommt auf der Grundlage eines Bundesgerichtsentscheids zum Schluss, dass Gemeinden erhebliche
Vorteile ausgleichen miissen, sofern diese nicht durch den Kanton abgedeckt sind. Da der Kanton im revidierten Planungs- und Baugesetz
auf eine Ergdnzung verzichtet, wird ein Artikel im Musterreglement verfasst. Da der Mehrwertausgleich bei Einzonungen zum Kanton fliesst,

wird die Gelegenheit genutzt und der Ertrag wird kommunal im Sinn des RPG verwendet.

Mit den anstehenden Ortsplanungsrevisionen kénnen einzelne Um- oder Aufzonungen erfolgen, die erhebliche Vorteile generieren. Der
Mehrwertausgleich wirkt als Hebel, um die erwiinschte rdumliche Entwicklung zu erreichen. Um die Aufzonungen zu ermdéglichen, bedarf es
oft Investitionen in den Aussenraum und 6ffentlichen Raum. Durch einen Mehrwertausgleich kann die Finanzierung von gemeinsamen Frei-
réumen geregelt werden. Die Einrdumung eines Fuss- oder Fahrwegrechts kann ebenso ein Mehrwertausgleich zugunsten der Offentlichkeit
sein, wie ein Angebot an preisgiinstigem Wohnraum. Wie der Mehrwert ausgeglichen werden soll, regelt die Gemeinde am besten mittels
verwaltungsrechtlicher Vertrége. Wichtig erscheint dabei, dass der abgeschépfte Mehrwert vor Ort eingesetzt wird. Damit die Bestimmung

bereits bei der aktuellen Revision zum Tragen kdme, muss sie in einem vorgezogenen Schritt beschlossen werden.
Die Berechnung des Mehrwerts erfolgt im gleichen Muster wie bei Einzonungen. Es wird angenommen, dass die Mehrnutzung, die mit ei-
nem Quartierplan erméglicht wird, nicht einen erheblichen Vorteil generieren. Ein erheblicher Mehrwert wird bei einer Auf- oder Umzonung

angenommen, die zu einem Bodenmehrwert von +35% fiihrt. Von dem planungsbedingten Mehrwert, der 135% des heutigen Wertes (iber-

steigt, kann die Gemeinde maximal 60% einfordern.

Dazu folgende Beispiele:

Bodenwert Wertsteigerung abgabepflichtiger Mehrwert
heute nach Auf-/ absolut in % 135% davon max. 60%
Umzonung
1'500'000 2'250'000 750'000 150% 225'000 135'000 | abgabepflichtig
3'500'000 4'200'000 700'000 120% -525'000 -315'000 i nicht abgabepflichtig
760'000 1'100'000 340'000 145% 74'000 44'400 | bedingt abgabepflichtig
6'000'000 8'500'000 2'500'000 142% 400'000 240'000 | abgabepflichtig
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Art. 35 Haushalterische Bodennutzung

! In den Zonen x, y & z sind neue Gebdude mit mindestens drei Wohnungen
zu erstellen. Zulassige gewerbliche Nutzungen kénnen aufgrund ihrer Grosse
als Wohnungen angerechnet werden. Die Gemeinde kann flir Umbauten und
Erweiterung bestehender Gebaude mit weniger als drei Wohnungen, fiir kleine
Parzellen sowie fiir Gewerbe- und Dienstleistungsnutzungen Ausnahmen ge-
statten.

2 |Inden Zonen ¢, d & e sind alleinstehende Ein- und Zweifamilienhduser als
Neubauten untersagt.

3 Die in den Zonenvorschriften festgelegten Mindesthéhen beziehen sich auf
Gebdude mit Hauptnutzflachen.

4 Die festgelegte Mindesththe muss bei mehr als 2/3 der Gebaudefliche in-
nerhalb der projizierten Fassadenlinie erreicht werden.

> Werden die Nutzungsmaglichkeiten bei einem Baugesuch auf einer Parzelle
offensichtlich nicht ausgeschopft, muss der Nachweis erbracht werden, wie in
einer spateren Etappe die Reserve raumplanerische sinnvoll bebaut und ge-
nutzt werden kann. Die Gemeinde stellt mit den Mitteln der Baulandmobilisie-
rung die zeitliche Verfiligbarkeit und Bebauung sicher.

Art. 36 Foérderung der Innenentwicklung

In Bauzonen, die sich gemass kantonalem Richtplan fiir die Innenentwicklung
eignen, kénnen zur Schaffung zusatzlicher Wohneinheiten im Bestand, unter
Wahrung der Ubrigen Anforderungen und bei guter Eingliederung:

a. Dachgeschosse ausgebaut und dabei von den Massen der Dachgestal-
tungsvorschriften/der Dachaufbauten im Umfang von max. 30% abgewi-
chen werden.

b. bei bestehenden Bauten, welche die zuldssige Gebaudelange einhalten,
Erweiterungen bewilligt werden, mit denen die maximale zuldssige Gebau-
deldnge um 3.0 m Giberschritten werden.

Art. 37 Aufstufungen Lairmempfindlichkeit

Bestehen Abweichungen zur Larmempfindlichkeitsstufe der Grundnutzung,
sind diese als Uberlagerung im Zonenplan dargestellt.
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In den Zentrumszonen gemdss
Masterplan der Gemeinde ist ein
besonders haushdlterischer Um-
gang mit dem Boden zu errei-
chen. Eine Unternutzung zentra-
ler Lagen kann mit Abs. 1 verhin-
dert werden. Siedlungserneue-
rung in diesen Zonen sollen zu ei-
ner Erh6hung der Nutzerdichten
fiihren.

Abs. 2 kénnte auch bei den be-
treffenden Zonenbestimmungen
selbst aufgefiihrt werden.

Abs. 5 erméglicht auf grossen
Parzellen eine Etappierung unter
Einhaltung der Vorgaben zur
haushdlterischen Bodennutzung.
Um die Baulandmobilisierung zu
gewdhrleisten, kbnnen Gemein-
den z.B. zeitliche Verpflichtung
verfiigen oder 6ffentlich-rechtli-
che Vertrdge einfordern.

Ein Ausbau eines Dachgeschosses
fiir Wohnzwecke soll in Zentrums-
lagen und Gebieten mit kontinu-
ierlicher Bauweise nicht an den
Auflagen fiir Dachfldchenfenster
oder Lukarnen scheitern. Werden
gréssere Elemente und Fenster
nicht als stérend beurteilt, kénnen
sie genehmigt werden.

Eine Erweiterung im Bestand soll
auch bei Gebdudeerweiterungen
mit Anbauten ermdglicht werden.

In Teilen von Nutzungszonen der
Empfindlichkeitsstufe | oder Il kann
die ndchsthéhere Stufe zugeordnet
werden, wenn sie mit Ldrm vorbe-
lastet sind (Art. 43 Abs. 2 LSV).

Die Bestimmung ist fiir geltende
Aufstufungen gedacht. Neue Auf-
stufungen sind nach Rechtspre-
chung nur in Ausnahmeféllen még-
lich.

24




Muster BZR der Obwaldner Gemeinden

Art. 38 Bebauungskonzept fiir Zonenplananderungen

! Der Gemeinderat kann fiir bedeutende Zonenplaninderungen ein Bebau-

ungskonzept verlangen. Mit dem Bebauungskonzept werden im Sinn einer
Vor- oder Machbarkeitsstudie die Lage und Abmessungen der Bebauung so-
wie die Grundziige der Erschliessung aufgezeigt.

2 Der Gemeinderat kann weitere Anforderungen an die Bebauungskonzepte

formulieren, die flir die Zonenplandanderung vorgangig zu kldaren oder zu ko-
ordinieren sind (z.B. Abklarungen zum Larmschutz).

3 Bei Gebietsentwicklungen ab 4000 m? oder mehr als 15 Wohnungen in

mehr als zwei Gebduden ist das Bebauungskonzept Uber ein Varianzverfah-
ren zu ermitteln. Die Gemeinde stellt fiir die Beurteilung der Konzepte exter-
nen Fachleute zur Verfiigung.

4 Der Gemeinderat entscheidet (iber die Notwendigkeit eines Bebauungs-
konzepts bei der Behandlung des Gesuchs zur Zonenplananderung.

> Bei gemeindeeigenen Entwicklungen, die eine Zonenplandnderung bedin-

gen, handelt der Gemeinderat sinngemass.

Entwurf April 2024

Die Forderung eines Bebauungs-
konzepts wird mit der Arbeitszo-
nenbewirtschaftung durch den
Kanton gestellt. Was bei Erweite-
rungen kommunaler Arbeitsge-
biete gefordert wird, soll auch bei
grésseren Gebietsentwicklungen
gefordert werden kénnen. Die Min-
destgrésse der Gebietsentwicklung
ist kommunal festzulegen.

Die Konzepte sind fiir die Kommu-
nikation der Einzonung gegeniiber
der Bevélkerung wertvoll.

Bei kleineren Fldchen kann auf ein
Bebauungskonzept verzichten wer-
den (Abs. 4).
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3 Bauvorschriften

3.1 Allgemeine Bauvorschriften

Art. 39 Grenz- und Gebdudeabstiande

! Die minimalen Grenzabstidnde werden in den Zonenbestimmungen festge-

legt.

2 Soll bei Bauten innerhalb von Zentrumszonen, reiner Arbeitszonen oder
Tourismus- und Freizeitzonen auf den Mehrlangenzuschlag geméss Planungs-
und Baugesetz verzichtet werden, ist mit dem Baugesuch durch die Gesuch-
stellenden aufzuzeigen, dass keine schlechten wohn- und arbeitsplatzhygie-
nische Verhaltnisse entstehen. Das Bauamt prift, ob durch den Verzicht auf
den Mehrlangenzuschlag die reglementarischen Zielsetzungen nicht schlech-
ter eingehalten werden und ob die Ausnahme einer sinnvolle Gesamtent-
wicklung nicht zuwiderlauft.

3 Der Gemeinderat kann im Einzelfall, sofern es aus wohn- und arbeitsplatz-

hygienischen Griinden oder 6ffentlichen Interessen erforderlich ist, die Min-
destabstdande in Dorf- und Zentrumszonen sowie reinen Arbeitszonen ver-
grossern.

4 Im Rahmen der Ubergeordneten und weiteren Bestimmungen und bei Ge-

wahrung der notwendigen nachbarschaftlichen Dienstbarkeiten, kann der
Gemeinderat fiir folgende Falle Ausnahmen zu den Grenz- und Gebaudeab-
standen gewdhren:

a. zur Erhaltung ortsbaulicher Strukturen in wertvollen und geschiitzten Ge-
bieten;

b. beigeschiitzten Objekten und Gebaudegruppen

c. bei der Umnutzung bestehender Anbauten fiir Wohnnutzungen.

Art. 40 Zusammenbauen von Bauten

1 Gebiude kénnen unter den Voraussetzungen des kantonalen Planungs-
und Baugesetzes und der entsprechenden Zonenbestimmungen zusammen-
gebaut werden.

2 Der Zusammenbau liber Zonengrenzen hinweg ist in der Regel nicht zul3s-
sig.
3 Sofern die Bauten nicht gleichzeitig erstellt werden, ist die auf die Grenze

gestellte Fassade ansprechend zu gestalten. Die besonderen Bestimmungen
des Brandschutzes sind einzuhalten.
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Die Abstdnde sollen spezifisch pro
Zone in den einzelnen Zonenvor-
schriften festgelegt werden (Abs.
1).

Abs. 2 fiihrt die Mdglichkeit aus,
auf den Mehrléngenzuschlag zu
verzichten. Das PBG gibt mit Art.
90 den Rahmen vor. Da ein gene-
reller Verzicht in den aufgefiihrten
Zonen nicht zuldssig ist, muss die
Ausnahme mit einer Interessenab-
wdgung erfolgen.

Mit Abs. 3 kann der Einwohnerge-
meinderat in begriindeten Fdéllen
gréssere Abstinde einfordern.
Abs. 4 schafft die Méglichkeit, dass
der Gemeinderat Ausnahmen be-
willigen kann. In den Fdllen a. & b.
kann bis zu den kantonalen Min-
destabstdnden reduziert werden.
Die Ausnahmetatbestdnde gemdss
BauG wiirden eine weitere Unter-
schreitung ermdglichen.

Fiir b. bedarf es eine ausdriickliche
Ausnahme im BauG. Dies wird ge-
priift.

Im PBG wird definiert, ab wann
Bauten als zusammengebaut gel-
ten. Im Muster werden nur ergén-
zende Bestimmungen aufgefiihrt.
Wiirde der Zusammenbau iiber Zo-
nengrenzen erlaubt, miisste fest-
gelegt werden, welche Gebdude-
ldnge welcher Zone zur Anwen-
dung kommt. Ausnahmen sind
denkbar und sollen insb. (iber
Quartierpldne maéglich sein.

Abs. 3 kann bei Etappierungen zur
Anwendung kommen.
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Art. 41 Terrassenhauser

1 Wo Terrassenhduser geméss Zonenbestimmungen zulissig sind, gelten die
folgenden Anforderungen:

8.00 m

20.0 m

Die maximale Gebaudelange in Hangrichtung fiir den gesamten Bau darf die
zonengemasse Gebdudeldnge um maximal 1/3 Ubersteigen.

a. Die maximale Firsthohe fiir die Seitenfassade betragt
Die maximale Gebaudelange parallel zum Hang betragt

2 Terrassenhiuser diirfen nur mit Flachdichern oder flach geneigten Dachern
bis x° Neigung erstellt werden. Dachaufbauten sind nicht zulassig.

Art. 42 Attikageschosse

1 Ein Attikageschoss ist gemass den nachfolgenden Bestimmungen zulissig:

a. Auf der Fassadenseite mit dem erforderlichen Riicksprung miissen Vorda-
cher einen Abstand von mindestens 2.0 m zur Fassadenlinie einhalten.

b. Vordacher lber offenen Sitzplatzen sind auf maximal 50 % des dazugehori-
gen Fassadenabschnitts zuldssig.

2 |n Hanglagen ist das Attikageschoss hangseitig anzuordnen.

Art. 43 Wohn- und Arbeitsplatzhygiene

1 Riume, die zum Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, miissen genii-

gend belichtet und bellftbar sein und sind gegen Larm fachgerecht zu schiit-
zen.

2 Wohn- und Schlafraume miissen mit Fenstern versehen sein, die unmittel-
bar ins Freie flihren und gedffnet werden kénnen. Von dieser Bestimmung
kénnen einzelne Fenster ausgenommen werden, die aufgrund anderweitiger
Anforderungen fest verglast ausgefiihrt werden miissen.

3 Die Fensterfliche hat pro Zimmer mindestens 10% der Bodenfliche zu be-

tragen.

Art. 44 Raummasse

! Die zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Rdume missen ihrer Zweck-

bestimmung entsprechend geniligend gross sein.

2 Bei Neubauten und Ersatzbauten haben Wohn- und Schlafrdume eine Bo-

denfliche von mindestens 12 m? und eine lichte Héhe von mindestens 2.30 m
aufzuweisen. In abgeschragten Raumen muss diese Hohe mindestens bei der
Halfte des Zimmers eingehalten werden.
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Da Terrassenhduser in der IVHB
nicht definiert und ausfiihrlich be-
handelt werden, lohnen sich spezi-
fische Bestimmungen, wenn die
Wohnform in Hanglagen zugelas-
sen wird. Werden die Vorgaben
nicht in den Zonenvorschriften ge-
macht, kann ein eigener Artikel
verfasst werden.

Die Grundanforderungen an ein
Attikageschoss sind im PBG IVHB-
konform definiert. Im Musterreg-
lement kénnen weitergehende
Bestimmungen zur Gestaltung der
Attikas gemacht werden.

Im Artikel werden die grundle-
gendsten Anforderungen an die
Wohnhygiene beschrieben. Die
meisten Gemeinden kennen sol-
che Regeln, die durch das PBG von
den Gemeinden gefordert werden.
Weitergehende Vorgaben fiir Ar-
beitspldtze macht das Arbeitsge-
setz.

Ergdnzend zur Wohn- und Arbeits-
platzhygiene werden bei Wohn-
rdumen minimale Masse vorgege-
ben werden. Fiir Wohn- und
Schlafrdume sollte eine minimale
Grésse von 12 — 14 m2 erreicht
werden. Auf den Bau von Kinder-
und Elternschlafzimmern mit un-
terschiedlichen Massen sollte zu-
gunsten nutzungsneutraler
Rdume verzichtet werden. Biiro-

rdume, Reduit u. dgl. sind von der

Bestimmung nicht betroffen.
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Art. 45 Eingliederung

! Die Gemeinde priift im Rahmen des Bewilligungsverfahrens, ob Bauten

und Anlagen eine gute Gesamtwirkung geméss Planungs- und Baugesetz?®
erreichen und sich in das Orts- und Landschaftsbild eingliedern.

2 Bauten sind durch geeignete Grundrisskonzeption, Stellung und Staffelung

so den topografischen Verhaltnissen anzupassen, dass Terrainveranderun-
gen, kiinstlich gestitzte Boschungen und Stiitzmauern auf das Minimum be-
schrankt bleiben.

3 Bei Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone erfolgt die Beurteilung

der Eingliederung durch das zustandige Departement. Bei Bedarf formuliert
die Gemeinde ergdanzende Anforderungen betreffend Eingliederung fiir die
abschliessende Beurteilung durch die kantonale Stelle.

Art. 46 Terrainverdanderungen und Stiitzmauern

1 Aufschiittungen und Abgrabungen von mehr als 1.50 m sind nur zulassig,
soweit sie an Hanglagen mit einer Neigung von mehr als 20% fir eine zweck-
massige Erschliessung und Bebauung noétig sind. Die Boschungskanten sind
auszurunden und dem gewachsenen wie dem neugestalteten Terrain sanft
anzugleichen.

2 |n Hanglagen sind Bauten und Anlagen so den topographischen Verhiltnis-

sen anzupassen, dass Stiitzmauern und dergleichen auf ein absolutes Mini-
mum beschrankt bleiben. Stitzmauern sind mit natiirlichen Materialien oder
begriinbar auszubilden und durch eine angemessene Staffelung gut einzuord-
nen. Der Gemeinderat kann im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens wei-
tergehende Massnahmen zur besseren Einordnung in die Umgebung verlan-
gen, insbesondere eine vorgelagerte Bepflanzung anordnen.

3 Stitzmauern und mauerartige Béschungen haben mit Ausnahme bei Gara-

geneinfahrten und Hauszugangen folgende Masse einzuhalten:

max. Hohe 1.50 m

max. Hohe 3.50 m, wobei das massge-
bende Terrain um maximal 1.50 m
Uiberragt werden darf?’.

- ab massgebendem Terrain
- abtiefer gelegtem Terrain

4 Horizontal gestaffelte Stiitzmauern und mauerartige B6schungen miissen
um die Halfte ihrer Hohe zurlickversetzt werden. Als mauerartige Boschung
gilt eine Gelandegestaltung jeglicher Art mit einer Neigung von mehr als 60°.

'® Art. 86 Planungs- und Baugesetz PBG (GDB OW 710.1)
"7 siehe Skizze in Anhang 9
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Verpackt in eine Erlduterung zum
Ablauf wird in Abs. 1 auf die Anfor-
derung an eine "gute Gesamtwir-
kung" verwiesen. Bei Bedarf kann
angegeben werden, ob die Priifung
durch das Bauamt oder eine Kom-
mission erfolgt.

Die allgemeinen Forderungen zur
Eingliederung im PBG werden in
Abs. 2 mit Kriterien fiir die Einpas-
sung ins Terrain ergdnzt. Der fol-
gende Artikel fiihrt dies weiter aus.
Abs. 3 kann als Ersatz fiir eine
gleichlautende Bestimmung bei
der Landwirtschaftszone hier ein-
gefiigt werden.

Das zuldssige Mass von Abgrabun-
gen und Aufschiittungen, das in je-
dem Fall zuldssig ist, kann durch
die Gemeinden individuell festge-
legt werden. In Hanglagen iiber
20% wird mit der Vorschrift die Vo-
raussetzung fiir die Einordnung
verbessert. Grossere Abgrabungen
und Aufschiittungen als z.B. 1.5 m
mlissen zweckmdssig sein und z.B.
ftir die Erschliessung in Hanglagen
unabdingbar.

Gemdiss Art. 97 Abs. 5 Entwurf PBG
haben die Gemeinden die maxi-
male Héhe von Mauern festzule-
gen. Dies wird in Abs. 3 gemacht.
Die Masse gelten ohne evtl. not-
wendige Absturzsicherungen.
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Art. 47 Baumaterial und Farbgebung

! Die Aussensichtflichen und Bedachungsmaterialien haben sich (gut) in

das Quartier- und Landschaftsbild einzuordnen und sind diskret zu halten.

2 Als Bedachung sind insbesondere folgende Materialien erlaubt: Ziegel,
nicht glanzend, Naturfarbe oder engobiert; Naturschiefer; Faserzement dun-
kel; Kupfer unbehandelt, extensiv begriinte Dacher.

3 Der Gemeinderat ist berechtigt, sich Farbmuster zur Genehmigung vorle-

gen zu lassen.

4 Bei der Bautechnik, der Wahl der Baumaterialien und der Oberflichenbe-
handlungsmittel sind die Anforderungen der eidgendssischen Stoffverord-
nung einzuhalten. Die Erkenntnisse der Baubiologie sollen beriicksichtigt
werden.

> Der Gemeinderat kann von den Vorschriften tiber die Bedachungsmateria-

lien Ausnahmen bewilligen:

a. wenn eine historische Bauform erhalten oder nachgebaut wird;
b. wenn sich durch andere Materialien, z.B. in Anlehnung an bestehende
Bauten, eine eindeutig bessere Losung ergibt.

Art. 48 Gestaltung des Daches

1 Flachdicher, sofern sie nicht als Terrassen genutzt werden, sowie flach

geneigte Dacher bis 5° Neigung sind unter Verwendung von standorttypi-
schem Saatgut extensiv und 6kologisch wertvoll zu begriinen. Bei Dachfla-
chen unter 25 m?sowie in begriindeten Fillen kann der Gemeinderat Aus-
nahmen bewilligen.

2 Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie sind auf Flachdachern so zu
installieren, dass eine extensive Begriinung kombiniert werden kann.

3 Der Gemeinderat kann von den Dachvorschriften der jeweiligen Zonenbe-

stimmungen Ausnahmen bewilligen:

im Rahmen eines Quartierplanes;

bei schwierigen topographischen Verhaltnissen;

wenn eine historische Bauform erhalten oder nachgebaut wird;
wenn sich durch eine andere Dachform, z.B. in Anlehnung an beste-
hende Bauten, eine eindeutig bessere Losung ergibt;

e. bei An- und Kleinbauten.

o0 oo
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Bei Bedarf, kénnen weitergehende
allgemeine Vorschriften zu Bau-
materialien etc. gemacht werden.
Dargestellt sind die Vorschriften
von Lungern.

Wo die Vorschriften nicht iiber das
gesamte Gemeindegebiet gelten
sollen, kénnen auch fiir bestimmte
Gebiete Vorgaben formuliert wer-
den.

In Abs. 2 kénnen Materialien er-
laubt oder ausgeschlossen wer-
den.

Zur Gestaltung von Flachddchern
werden allgemeine Vorschriften
gemacht. Bei Neubauten ist mit
den Energievorschriften eine teil-
weise Nutzung der Flédchen fiir
Photovoltaik gegeben. Diese soll
nicht im Widerspruch zu einer Be-
pflanzung und der Schaffung von
Retentionsvolumen stehen. Abs. 2
fordert eine Kombination.

Werden mit den Zonenvorschriften
spezifische Dachgestaltungen ge-
fordert, kann mit Abs. 3 der Rah-
men fiir die Gewdhrung von Aus-
nahmen definiert werden.
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Art. 49 Reklameanlagen und Warenautomaten

1 Reklameanlagen (Kasten, Tafel, Schilder, Stelen, Werbebildschrime und
leuchtende oder unbeleuchtete Schriften) sowie Waren- und andere Auto-
maten dirfen das Bild der Baute sowie das Strassen-, Orts- und Landschafts-
bild nur geringfligig beeintrachtigen. Sie missen sich in Form, Farbe und
Ausmass in der Umgebung einordnen und dirfen die Verkehrssicherheit
nicht gefahrden. Anlagen, die stérend wirken, sich nicht in die vorhandenen
Siedlungsstrukturen eingliedern oder den Bezug zur Landschaft beeintrachti-
gen, kdnnen nicht bewilligt werden.

2 Reklamen und Anlagen in Ortsbildschutzgebieten, Umgebungsschutzge-

bieten oder an geschiitzten Kulturobjekten werden durch die zustandige
kantonale Stelle beurteilt.

3 Das Anbringen und Andern von Reklamen im Strassenraum wird durch die

Kantonspolizei geprift und bewilligt.

4 Leuchtreklamen sind zwischen 22:00 Uhr und 06:00 Uhr auszuschalten.
Ausgenommen sind Firmenanschriften von Geschaften oder Lokalen wah-
rend den Offnungszeiten sowie Leuchtreklamen in Warteunterstinden des
offentlichen Verkehrs wahrend den Betriebszeiten. Bei der Planung von be-
leuchteten Aussenreklamen sind die entsprechenden Normen zur Vermei-
dung unnétiger Lichtemissionen im Aussenraum?® zu beriicksichtigen.

> Mobile Werbetriger wie z.B. Passantenstopper und Warenauslagen auf
offentlichen Fussgangerflachen dirfen die bestimmungsgemasse Nutzbar-
keit der Flache und den Verkehrsablauf nicht behindern.

'® SN 586 491 (SIA-Norm 491)
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Vorgaben zur Eingliederung von
Reklameanlagen werden in einigen
Gemeinden speziell gehandhabt.
Grundsdtze zur Einordnung (Abs.
1) und zur Beurteilung (Abs. 2 & 3)
sowie die Vorgaben fiir Leuchtre-
klamen sind fiir alle Gemeinden
empfohlen.

Flir die Beurteilung von Reklamen
im Strassenraum kennt die Ver-
kehrs- und Sicherheitspolizei eine
Wegleitung.

Der Artikel kann mit weiteren Vor-
schriften ergdnzt werden (z.B. Abs.
5).
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Art. 50 Okologischer Ausgleich im Siedlungsgebiet, Zweck

! Die Gemeinde sorgt im Rahmen ihrer Zustandigkeit fiir einen angemesse-

nen dkologischen Ausgleich gemiss Natur- und Heimatschutzgesetz®®.

2 Der 6kologische Ausgleich im Siedlungsgebiet bezweckt insbesondere die

Forderung der Artenvielfalt, eine moglichst schonende und naturnahe Bo-
dennutzung, die Einbindung der Natur in den Siedlungsraum, die Vernetzung
oder Neuschaffung von Biotopen, die Schaffung einer hohen Lebens-,
Wohn- und Aufenthaltsqualitat sowie die Erhéhung der Landschaftsqualitat.

Art. 51 Pflicht zur Leistung des 6kologischen Ausgleichs

1 Bei der Erstellung, umfangreichen Erweiterungen und neubauéhnlichen

Umbauten von Bauten und Anlagen sowie bei erheblicher Umgestaltung der
Freiflachen ist ein angemessener dkologischer Ausgleich zu leisten.

2 Mit Einreichung des Baugesuch sind Massnahmen zum ékologischen Aus-

gleich vorzuschlagen. Es sind moglichst viele Chancen zum 6kologischen
Ausgleich, die mit einfachen Mittel erreicht werden kénnen, umzusetzen.

3 Qualitdtsanforderungen sowie Hinweise zum Unterhalt und der Bewirt-
schaftung der 6kologischen Ausgleichsflaichen werden in einer Planungshilfe
der Obwaldner Gemeinden gemacht.

4 Lassen die értlichen Verhiltnisse keine Massnahmen zu, kann der Ge-
meinderat eine Ersatzabgabe im Umfang von maximal 0.5% der Baukosten
fordern.

> Die Gemeinde kann sich an den Erstellungs- oder Unterhaltkosten beteili-

gen, sofern die Massnahme einen (iberdurchschnittlichen Beitrag an die
Landschaftsqualitat, Vernetzung oder Artenférderung leistet.

' Art. 18b Abs. 2 Natur- und Heimatschutzgesetz NHG (SR 451)
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Gemdiss NHG ist in intensiv genutz-
ten Gebieten fiir den 6kologischen
Ausgleich zu sorgen. Siedlungen
gelten gemdss Bund als intensiv ge-
nutzte Gebiete. Die Zielsetzung fiir
den dkologischen Ausgleich wurde
bisher nicht umgesetzt. Die kanto-
nale Naturschutzverordnung defi-
niert lediglich, welche Elemente
zum 6kologischen Ausgleich zu zdh-
len sind.

Der Zweckartikel betrifft den Aus-
gleich im Siedlungsgebiet.

Abs.1: Die Pflicht entsteht nur bei
grésseren Vorhaben. Fassadensa-
nierungen lésen keine Pflicht aus.
Der angemessene Umfang hdngt
vom Vorhaben ab.

Abs. 2: Auf die Vorgabe eines Mini-
mus wird verzichtet. So wird die
lustlose Erfiillung einer Quote ver-
mieden und die Kreativitdt und die
eigenen Befindlichkeiten der Bau-
herren fiir den Ausgleich beférdert.
Hinweise auf Massnahmen wie z.B.
Nistkdsten, eine 6kologisch wert-
volle Umgebung, spezielle Lebens-
rdume auf dem Flachdach etc. sol-
len in einer Planungshilfe gemacht
werden.

Abs.3: Auf eine reglementarische
Unterhaltspflicht zur Sicherung der
Massnahmen wird verzichtet. Die
Herausforderung, dass verfiigte
Massnahmen Bestand haben und
nicht beseitigt werden, ist baupoli-
zeilich zu handhaben.

Abs. 4: Dass keine Massnahmen ge-
troffen werden kénnen, diirfte nur
selten vorkommen. Wenn doch,
kann eine Ersatzabgabe geleistet
werden.

Abs. 5 bietet eine Méglichkeit, Ein-
nahmen aus dem Ersatz zu verwen-
den. Dass die Ersatzabgabe zweck-
gebunden zu verwenden ist, wird
nicht explizit aufgefiihrt.
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Art. 52 Baumschutz

Das Fallen von Baumen im Siedlungsgebiet und in Landschaftsschutzgebie-

ten ist bewilligungspflichtig, wenn

a) deren Stammumfang — gemessen in 1.0 m Hohe ab massgebendem
Terrain — mehr als 0.8 m betragt oder;

b) deren Pflanzung verfiigt worden ist, sowie

c¢) bei hochstammigen freistehenden Baum im Landschaftsschutzgebiet.

Die Bewilligung wird erteilt, wenn wichtige Griinde vorgebracht werden und
das Orts- und Landschaftsbild nicht nachteilig beeinflusst werden. Mit der
Bewilligung kann eine angemessene Ersatzpflanzung verfiigt werden.
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Gemdiss Art. 3 RPG haben Siedlun-
gen viele Griinfldchen und Bdume
aufzuweisen. Bdume leisten wich-
tige Wohlfahrtsfunktionen und kén-
nen den Charakter und die Qualitdt
unserer Siedlungen erheblich beein-
flussen. Bisher wurden Bdume als
Naturschutzobjekte bezeichnet und
Uber die Nutzungsplanung ge-
schiitzt. Ein genereller Baumschutz,
der nicht so weit geht, wie der
Schutz von Naturobjekten (vgl. Art.
13 Naturschutzverordnung bzw.
Art. 25 Naturschutzobjekte des vor-
liegenden Musterreglements) kann
mit einem eigenen Artikel erreicht
werden. So kann auch Art. 15 Abs.2
Naturschutzverordnung umgesetzt
werden: "Der Bestand hochstdmmi-
ger freistehender Bdume ist im
Sinne des Landschaftsbildes zu er-
halten und die Ersatzanpflanzung
hochstémmiger Obstbdume (Kern-
obst-, Steinobst- und Nussbdume)
zu férdern." Da die Siedlungen Teil
der Obwaldner Landschaft sind, be-
trifft der Erhalt hochstdmmiger frei-
stehender Bdume auch das Sied-
lungsgebiet. Die Férderung von Er-
satzpflanzungen von Obstbdumen
zielt dagegen klar auf landwirt-
schaftlich bewirtschaftete Fldchen.

Der Bestand an grésseren Bdumen
kann allgemein oder in bestimmten
Zonen gesichert werden. Der Schutz
betrifft nur gréssere Bdume, wobei
der Stammumfang massgebend ist.
Nicht ausgefiihrt ist, wer die Bewilli-
gung erteilt. Denkbar ist, dass dies
durch den Gemeinderat an eine
Kommission oder Stelle delegiert
wird.
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Art. 53 Umgebungsgestaltung

! Die Umgebung innerhalb der Siedlung ist hochwertig zu gestalten und

dient dem Aufenthalt, dem nachbarschaftlichen Austausch sowie einem an-
genehmen Mikroklima.

2 Die Umgebung ist mit Riicksicht auf das massgebende Terrain und die

Nachbargrundstiicke zu gestalten.

3 Die minimal in den Bauzonen auszuscheidenden Freiflichen sind, wenn

immer moglich und sinnvoll, zu begriinen. Grossere Schotterflachen und
Steingarten ohne 6kologischen Nutzen sind nicht zulassig.

4 Bei Parzellen, welche die zonengemadsse Freiflache nicht einhalten, ist bei
einer Erhéhung der Nutzungsdichte der bestehende Freiraum zu erhalten
und im Sinn des 6kologischen Ausgleichs aufzuwerten.

> Zum Erhalt oder Steigerung der regenerativen und klimatischen Fahigkei-
ten des Bodens sowie zur Férderung der Biodiversitat sind mindestens 15%
der Freiflachen in naturnahem Zustand zu belassen oder entsprechend zu
bepflanzen.

® Die Umgebung ist angemessen mit standortgerechten Pflanzen zu begri-

nen. Soweit moglich und zweckmassig sind vorhandene Straucher und
Bdume zu erhalten. Invasive Pflanzen sind nicht zulassig.

7 Die Umgebungsgestaltung ist mit dem Baugesuch aufzuzeigen.

8 Der Gemeinderat kann im Rahmen von Quartierpldnen und mit der Bau-

bewilligung weitere Auflagen machen und z.B. die Pflanzung von hochstam-
migen Baumen einfordern.
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Das PBG fordert die Gemeinden
auf, ein Mindestmass an Freifld-
chen festzulegen und Vorgaben zur
Gestaltung zu machen. Dies wird in
den Zonenvorschriften mit diffe-
renzierten Anteilen gemacht. Abs.
2 findet sich in mehreren Regle-
menten. Der Grundsatz zur Riick-
sichtnahme bildet die Grundlage
fur allféllige Auflagen (Abs. 8) und
flir weitergehende Vorgaben zur
Terraingestaltung.

Freiflichen, die funktional nicht
befestigt werden miissen, sind
griin zu gestalten. Stein und Schot-
terflichen werden in Abs. 3 ausge-
schlossen, sofern sie nicht mit ei-
nem Gkologischen Nutzen be-
griindbar sind.

Abs. 4 umschreibt die Anwendung
der Regeln im Bestand. Aufsto-
ckungen und geringe Erweiterun-
gen in Bereichen, die schon versie-
gelt sind, werden mit dem vorhan-
denen Freiraumangebot ermég-
licht.

Abs. 5 macht Vorgaben zu Boden,
der in natiirlichem Zustand zu be-
lassen ist. Ein kleiner Anteil der
Parzellen wird so nicht unterbaut
werden diirfen. In diesen Bereichen
kénnen hochstémmige Bdume tief
wurzeln. Den Gemeinden wird die
Einforderung von mind. 15% emp-
fohlen.

Abs. 6 macht allgemeine Vorgaben
zur Bepflanzung, im Bestand und
fiir neue Umgebungen.

Abs. 7: Mit dem Baugesuch ist zu-
mindest ein konzeptioneller Plan
fiir die Umgebungsgestaltung ein-
zureichen. Eine Pflanzliste muss zu
diesem Zeitpunkt noch nicht vorlie-
gen.
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Art. 54 Gestaltung von Siedlungsrandern

Die Siedlungsrander als Ubergangsbereich von Bauzone und Nicht-
bauzone/Landwirtschaftszone sind moglichst durchlassig, beispielsweise
mit lockerer Baumbepflanzung, artenreichen Hecken und extensiven Wie-
sen, zu gestalten. In der Regel sind keine durchgehenden Mauern oder
dichten Einfriedungen oder Formschnitthecken gestattet.

Art. 55 Spiel- und Gemeinschaftsflachen

1 Bei Wohngebiuden mit vier und mehr Wohnungen oder einer Gruppe

von vier und mehr im gleichen Projekt realisierten Einfamilienhdusern sind
erlebnisreiche und nutzergerechte Spiel- und Gemeinschaftsflachen anzu-
bieten.

2 Bei Wohniiberbauungen sind Treffpunkte und Aufenthaltsflichen im all-

gemein nutzbaren Freiraum zu schaffen. Ein angemessener Teil der Spiel-
und Gemeinschaftsflachen ist so auszugestalten, dass diese witterungsun-
abhangig genutzt werden kénnen.

3 Die vorgesehenen Flichen, deren Gestaltung und Ausstattung sind im

Umgebungsplan zum Baugesuch aufzuzeigen.

4 In einer Planungshilfe zeigen die Obwaldner Gemeinden auf, nach wel-

chen Kriterien das Angebot an Spiel- und Gemeinschaftsflachen beurteilt
wird und welche Anforderungen an das Baugesuch gestellt werden. Die Pla-
nungshilfe gibt Hinweise dazu, wie bei Wohniiberbauungen die gemass
kantonalem Planungs- und Baugesetz?® geforderten witterungsunabhangi-
gen Spielflaichen und Gemeinschaftsbereiche angeboten werden kénnen.

Art. 56 Ersatzabgabe fiir Spiel- und Gemeinschaftsflachen

1 Verunméglichen die értlichen Verhéltnisse die Erstellung der erforderli-
chen Spielplatze, hat die Bauherrschafft eine angemessene Ersatzabgabe
zu entrichten.

2 Die Ersatzabgabe betrdgt CHF 1‘000.00 pro Zimmer, angepasst an den

Baupreisindex Zentralschweiz (Oktober 2020 = 100.0 Punkte).

3 Der Gemeinderat entscheidet in der Baubewilligung tiber die Ersatzab-

gabe.

20 Art. xy, Abs. z Planungs- und Baugesetz PBG (GDB OW 710.1)
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Eine qualitdtsvolle Gestaltung der
Siedlungsrénder ist ein wichtiges An-
liegen der Raumplanung. Die Gestal-
tung muss dabei in der Bauzone
stattfinden. Der Siedlungsrand dient
als Puffer zur Landwirtschaft. Der im
PBG neu explizit definierte Zonenab-
stand hilft bei der Gestaltung von
neuen Siedlungsrédndern innerhalb
der Bauzonen. Durchgehende Mau-
ern sind zur Gefahrenabwehr méglich

Abs. 1 regelt, ab wann Fléchen anzu-
bieten sind. Ein Mass fiir die Grésse
der Spielplétze wird nicht vorgege-
ben. Eine Mindestgrésse fiir einen gu-
ten Spielplatz soll in der Planungshilfe
aufgezeigt werden. In der Planungs-
hilfe kénnen auch Begriffe und Anfor-
derungen erlédutert und gute Bei-
spiele gezeigt werden.

Abs. 2: Bei Wohniiberbauungen sind
zusdtzliche gemeinschaftliche Anla-
gen zu schaffen. Ab welcher Grésse
eine Wohntiberbauung vorliegt und
die Regelung greift, wird nicht ausge-
flihrt. Dies liegt im Ermessenspiel-
raum der Gemeinde und ist vom Pro-
jekt abhdngig.

Abs. 4: Die Planungshilfe zeigt mit
Beispielen mégliche Ausgestaltungen

auf.

Ohne Bezug zu einer Mindestflédche
fiir Spielplétze soll die Ersatzabgabe
in Bezug zur Anzahl Zimmer gesetzt
werden. Die Abgabe von CHF 1'000
pro Zimmer wird als angemessen be-
trachtet und wird den Gemeinden als
Minimum empfohlen.

Die Ersatzabgabe wird in Kerngebie-
ten zur Anwendung kommen, wo der
Freiraum zu klein ist, um Spielpléitze
zu realisieren. Die Einnahmen sind
gemdss PBG zweckgebunden zu ver-
wenden.
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Art. 57 Siedlungsentwasserung

! Die anfallenden Abwaésser sind gemiss kommunalen Entwésserungsregle-
ment und Genereller Entwasserungsplanung (GEP) zu behandeln.

2 Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass unverschmutztes Regen-
wasser moglichst vollstandig auf der eigenen Parzelle zurlickgehalten, versi-
ckert und verdunstet werden kann.

3 Mit dem Baugesuch ist ein Entwisserungsplan einzureichen. Neben den

Anlagen fur die Schmutzwasserableitung ist mit dem Entwdasserungsplan de-
tailliert aufzuzeigen, wie mit dem anfallenden Regenwasser umgegangen
wird.

4 Der Gemeinderat kann in der Baubewilligung Auflagen beziglich Terrain-
gestaltung, zur Verwendung wasserdurchldssiger Beldge sowie zur Erstellung
und Ausgestaltung von Versickerungsanlagen machen.

Art. 58 Abfallentsorgung

1 Zur Umsetzung des Abfallreglements des Entsorgungszweckverbandes
EZV OW kann die Gemeinde Vorgaben machen und Auflagen formulieren.

2 Bei grosseren Uberbauungen und Gewerbeliegenschaften sind auf pri-
vatem Grund unmittelbar an der Kehrichtsammelroute gelegene Abstell-
platze fiir Kehrrichtgebinde oder Container zu schaffen, die fiir die Kehrrich-
tabfuhr gut zuganglich sind und die Verkehrssicherheit nicht beeintrachti-
gen.

Entwurf April 2024

Gemdiss Gewdsserschutzgesetz
und kantonaler Vollzugsverord-
nung erarbeiten die Gemeinden ei-
nen GEP und ein Reglement. Im
BZR kann darauf hingewiesen und
ergdnzend zu den Vorgaben fiir die
Freifldchen kénnen Nachweise fiir
die Baueingabe gefordert werden.
Der Entwdsserungsplan ergdnzt
den Werkleitungsplan, der auch
Wasser-, Strom- und Kommunikati-
onsanschliisse aufzeigt.

Gemdiss Entsorgungsreglement des
Zweckverbands miissen Bewohner
und Bewohnerinnen von Mehrfa-
milienhdusern mit 5 und mehr
Wohnungen die offiziellen Keh-
richtsécke an den vom EZV OW
festgesetzten Sammelrouten in
Kehrichtcontainern bereitstellen.
Bei Baueingaben ist der Standort
im Umgebungsplan zu definieren.
Bei Objekten an einer Kehrichtab-
fallroute soll die Schaffung von
Containerstandorten vorgegeben

werden kénnen.
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Art. 59 Abstellflachen fiir Motorfahrzeuge, Anzahl

1 Bei Wohnbauten sind im Sinn des kantonalen Planungs- und Baugeset-
zes?! pro Wohnung 1.5 Parkfelder anzubieten, wobei Bruchteile des errech-
neten Bedarfs aufzurunden sind.

2 Bei Wohnbauten mit mehr als vier Wohnungen sind Parkfelder fiir Besu-
chende von mindestens 10% im Umfang der Pflichtparkplatze anzubieten,
wobei Bruchteile des errechneten Bedarfs aufzurunden sind.

3 Bei Gebiuden mit gemischten Nutzungen und allen ibrigen Nutzungen ist

der Bedarf individuell gestiitzt auf die VSS-Norm zu berechnen.

4 Der Gemeinderat legt den Bedarf mit der Erteilung der Baubewilligung
fest. Der Bedarf wird aufgrund der Lage- und Erschliessungsqualitdt im Sinn
der Standort-Typen der VSS-Norm festgelegt. In den nachfolgenden Gebie-
ten betragt die Zahl minimal erforderlichen und der maximal zulassigen
Parkfelder folgende Anteile am Normalbedarf:

Parkfelder fiir
Zone Bewohnende Besuchende / Beschaftigte
Kundschaft
Zone A Min. 50% Min. 70% Min. 50%
Max. 70% Max. 90% Max. 70%
Zone B Min. 70% Min. 70% Min. 70%
Max. 100% Max. 90% Max. 90%
Ubrige Gebiete Min. 90% Min. 90% Min. 90%
Max. xxx% Max. 100% Max. 100%

Die Gebietseinteilung ist aus dem Plan im Anhang 8 ersichtlich.

> Garagenvorplitze und Zufahrten dirfen in der Regel nicht in die Berech-
nung der Anzahl Parkfelder einbezogen werden.

¢ Bei besonderen Verhiltnissen kann der Gemeinderat die Anzahl Parkfel-
der im Einzelfall festlegen:

a. wenn das abweichende Angebot mit einem Mobilitatskonzept nachge-
wiesen, durch Massnahmen kompensiert und durch ein Controlling si-
chergestellt ist.

b. wenn die Verkehrskapazitdten des Strassennetzes beschrankt sind.
wenn Griin- und Freirdume erhalten oder neu geschaffen werden sollen.

7 Deckt das vorhandene Angebot an Parkfelder bei Bauten mit gewerbli-
chen Nutzungen den Bedarf aufgrund inzwischen gednderter Nutzung nicht,
kann der Gemeinderat nachtraglich die Schaffung zuséatzlicher Parkfelder
verlangen.

21 Art. 91 Abs. 1 Planungs- und Baugesetz PBG (GDB OW 710.1)

Entwurf April 2024

Die Bemessung des Parkplatzbedarfs
soll in den Gemeinden einheitlich
sein. Gemdss PBG ist die VSS-Norm
anzuwenden. Diese sieht als Normbe-
darf 1 PP pro Wohnungen oder pro
100 m2 BGF vor. Die Gemeinden
mdchten nur die Anzahl Wohnungen
als Bemessung anwenden und neh-
men als Normbedarf 1.5 PP an. Dies
entspricht einem Mittelwert der heu-
tigen Regelungen in den Gemeinden.
Eine Folge der Anwendung der VSS-
Norm ist, dass der Bedarf unter Be-
riicksichtigung der Lage und Er-
schliessungsqualitdt mit dem 6V und
der Erreichbarkeit mit dem Velo fest-
zulegen ist. Um eine einheitliche Be-
urteilung der Erschliessungsqualitd-
ten sicherzustellen und um die Be-
rechnung fiir die Gesuchstellenden zu
vereinfachen, wird die Einteilung
durch die Gemeinde vorgenommen.
Das Mass der Reduktion ist gestiitzt
auf die Ausfiihrungen in der VSS-
Norm festzulegen. In Sarnen hat sich
die Reduktion der Pflichtparkpldtze
an zentralen Lagen bewdhrt. Es wird
empfohlen, auch ausserhalb der Zo-
nen A & B ein Maximum fiir Bewoh-
nende festzulegen. Der Wert wird im
Musterreglement nicht vorgegeben.
Auf weitere Richtwerte fiir andere
Nutzungen als Wohnen wird verzich-
tet. Der Bedarf fiir andere Nutzungen
ist gemdiss Norm zu berechnen (Abs.
3).

Abs. 5: wenn bei Eigenheimen die Zu-
fahrten und Vorpldtze als Pflichtpark-
pldtze anerkannt werden sollen, kann
der optionale Einschub "in der Regel"
gemacht werden.

Abs. 6 stlitzt sich auf Bestimmungen
im PBG und fiihrt diese aus.

Abs. 7: Bei Gewerbebauten wird bei
der Bewilligung von einer Nutzung
und einem PP-Bedarf ausgegangen.
Andert sich die Nutzung, kénnen da-
fiir zusdtzliche Parkfelder verlangt

werden.
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8 Bei Projekten, die geméss den gesetzlichen Anordnungen behinderten-

gerecht auszufiihren sind, missen rollstuhlgerechte Parkfelder zusétzlich
zum ermittelten Bedarf angeboten werden. Fiir das Angebot sind die be-
treffenden Normen zu beriicksichtigen 22. Parkfelder bei Wohnbauten und
Bauten mit Arbeitsnutzungen, die nicht entsprechend markiert und signali-
siert werden, mussen bei Bedarf bereitstellbar sein.

Art. 60 Abstellflichen fiir Motorfahrzeuge, Anordnung und Gestaltung

1 Die vorgeschriebenen Parkfelder sind zweckméassig zusammenzufassen

und flachensparend abseits des Strassenraumes auf privatem Grund zu re-
alisieren.

2 Parkfelder auf fremden Grund werden als Pflichtparkfelder anerkannt,

sofern sie sich in angemessener Distanz befinden und dienstbarkeitlich si-
chergestellt werden.

® Wo die Errichtung von Abstellplatzen auf dem Grundstiick des Gesuch-
stellers bzw. der Gesuchstellerin nicht moglich ist, konnen die Gesuchstel-
lenden verpflichtet werden, sich an einer Gemeinschaftsanlage Dritter zu
beteiligen und entsprechende Beitrdge zu leisten. Die Beteiligungspflicht
ist als o6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung im Grundbuch anzu-
merken.

4 Offene Abstellflichen fiir Personenwagen sind in der Regel mit wasser-
durchlassigen Beldgen auszufiihren.

> Der Gemeinderat kann fiir die Gestaltung und Begriinung sowie fiir die

Einordnung von Abstellflachen in das Orts- und Landschaftsbild Auflagen
verfligen.

Entwurf April 2024

Da das PBG keine Werte definiert,
ab wann behindertengerecht zu
bauen ist, gelten die Minimalan-
forderungen des BehiG. Wie viele
Parkfelder anzubieten sind, wo
diese anzubieten sind und welche
Abmessungen diese haben, defi-
niert die SIA-Norm 500:2009. Das
Mass fiir Wohnbauten wird in der
Fussnote erwdhnt.

Gemdiss PBG kénnen die Gemein-
den bestimmen, dass Abstellfld-
chen fiir bestimmte Gebiete als Ge-
meinschaftsanlagen zu erstellen
sind. Dies wird sinnvollerweise
Uber Quartierpline geregelt. Die
Kompetenz wird in Abs. 2 im Sinn
des BauG wiederholt. Abs. 3 kann
als Ergdnzung zu der Bestimmung
verstanden und optional in das
Reglement aufgenommen werden.
Abs. 4 ist als Grundsatz gentigend
offen formuliert. Aufgrund héufi-
ger Schneerdumung kann auch ein
anderer Belag zur Anwendung
kommen.

Abs. 5 erméglicht die gestalteri-
sche Aufwertung und unterstiitzt
die Zielsetzung des RPG, dass Sied-
lungen viel Griin und Bdume aufzu-
weisen haben.

22 gemaéss SN 521 500, Behindertengerechtes Bauen muss ab 8 Wohnungen mind. 1 Parkfeld bei Bedarf bereitgestellt

werden kénnen. Pro 25 Wohnungen ist 1 rollstuhlgerechtes Parkfeld anzubieten.
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Art. 61 Abstellflachen fiir Fahrrader, Kinderwagen und dergleichen

1 Im Sinn des kantonalen Planungs- und Baugesetzes? sind bei Neubau-

ten, wesentlichen Umbauten, Erweiterungen und Zweckanderungen Ab-
stellplatze fiir Fahrrader geméss VSS-Norm?* anzubieten. Diese sind leicht
zuganglich und mehrheitlich gedeckt anzubieten.

2 Fir das Angebot und die Ausstattung sind auf die VSS-Normen aufbau-

enden Empfehlungen und Planungshilfen des Kantons zu beriicksichtigen.

3 Bei Wohnbauten mit mehr als 4 Wohnungen sind zusétzlich Abstellfl4-

chen fiir Kinderwagen, Mobilitatshilfen und dergleichen zu erstellen. Die
Flache fir Kinderwagen und dergleichen betrdgt mindestens 2 m? pro
Wohnung. Die Flachen sind leicht zugdnglich und gedeckt anzubieten.

4 In Kern- und Dorfzonen kann der Gemeinderat aufgrund von engen

Platzverhaltnissen Erleichterungen und Ausnahmen vom Bedarf gewahren.

> Die Abstellplatze fir Fahrrader, Kinderwagen und dergleichen sind im

Baugesuch aufzuzeigen und der Bedarf ist auszuweisen.

Art. 62 Ersatzabgabe fiir Abstellflichen

1 Kénnen die erforderlichen Abstellflichen unter Beriicksichtigung der

Anforderungen des Planungs- und Baugesetztes? nicht realisiert werden
oder ist eine Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage Dritter nicht mog-
lich, ist fur die fehlende Anzahl eine einmalige, zweckgebundene Ersatzab-
gabe geschuldet.

2 Die Ersatzabgabe pro fehlende Abstellfliche fiir Motorfahrzeuge betragt

CHF 10°000.00, angepasst an den Baupreisindex Zentralschweiz (Stand Ok-
tober 2020 = 100.0 Punkte).

3 Die Ersatzabgabe pro fehlender Abstellfliche fiir Fahrrader betragt CHF
1‘000.00, angepasst an den Baupreisindex Zentralschweiz (Stand Oktober
2020 = 100.0 Punkte).

2 Art. 91 Abs. 1 Planungs- und Baugesetz PBG (GDB OW 710.1)

Entwurf April 2024

Bei der Bemessung der Anzahl Ab-
stellpldtze fiir Fahrrdder ist auf die
VSS-Norm abzustellen. Eine wei-
tere Norm und verschiedene Emp-
fehlungen und Planungshilfen ma-
chen Aussagen zur Lage und Aus-
stattung der Abstellfldchen.

In grésseren Wohnbauten ist es
sinnvoll, dass fiir Kinderwagen,
Scooter oder auch Mobilitdtshilfen
spezielle Rdume angeboten wer-
den. Pro Wohnung ist mit einem
Bedarf von 2 m? zu rechnen.

Wird in Kern- und Dorfzonen der
Bedarf gesenkt, soll dies nur be-
griindet geschehen. Erleichterun-
gen sollten nicht gewéhrt werden,
wenn der Bedarf an Autoabstell-
pldtzen nicht reduziert wurde.

Die Ersatzabgabe soll in das Bau-
und Zonenreglement integriert
werden. Einzelne Gemeinden ken-
nen eigene Tarife. Die Ausfiihrun-
gen zur Ersatzabgabe entsprechen
denjenigen fiir die Spielpldtze. Als
Ersatzabgabe werden von unge-
fdhren Erstellungskosten ausge-
gangen. Die Betrdge sollen in allen
Gemeinden gleich sein.

Die Abgaben sind gemdss Vorgabe
PBG zweckgebunden zu verwen-
den.

4 SN 640065, Parkieren — Bedarfsermittlung und Standortwahl von Veloparkierungsanlagen sowie SN 640066, Parkie-

ren — Projektierung von Veloverkehrsanlagen
25 Art. 91 Planungs- und Baugesetz PBG (GDB OW 710.1)
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Art. 63 Mobilitdtskonzepte

1 Fir Projekte, welche die Schwellenwerte geméss Planungs- und Bauge-

setz? fiir ein Mobilitdtskonzept erreichen, sind

a. bei Wohnnutzungen Massnahmen zur Minderung der Automobilitat
bzw. zur Férderung der geteilten Mobilitdt mit neuen Mobilitdtsformen
zu treffen.

b. bei Arbeitsnutzungen Massnahmen zur Férderung der Nutzung des 6f-
fentlichen Verkehrs, der Nutzung des Velos und von Fahrgemeinschaften
zur Beeinflussung des Pendlerverkehrs sowie Massnahmen zur effizien-
ten und umweltfreundlichen Gestaltung des Arbeitsverkehrs zu treffen.

Die Massnahmen sind mit dem Baubewilligungsverfahren in einem Mobili-
tatskonzept aufzuzeigen.

2 Soll von dem Mindestangebot an Abstellflichen gemiss Art. 61 abgewi-
chen werden, ist ein Mobilitdtskonzept mit folgenden Mindestinhalten zu
erarbeiten:

a. Ziele;

Projektbeschrieb mit den wichtigsten Eckdaten (Nutzungen, nachvoll-
ziehbare Herleitung der Auto- und Fahrradabstellflichen, 6V- und Fuss-
/Veloverkehrs-Anbindung, wichtigste Ziele und Quellen des erwarteten
Verkehrsaufkommens);

¢. Massnahmen wie z.B. monetare Parkraumbewirtschaftung mit verkehrs-
wirksamer Gebilihrenhéhe; Informationen und Anreize zur Beniitzung
des o6ffentlichen Verkehrs und des Fuss- und Veloverkehrs; ein bedarfs-
gerechtes Carsharing-Angebot;

d. Monitoring/Controlling.

3 Zeigt das Monitoring/Controlling wiederholt auf, dass die gesetzten Ziele
nicht erreicht werden, kann der Gemeinderat verlangen, dass bestehende
Massnahmen verscharft und weitere Massnahmen auf ihre Zweckmassig-
keit gepriift und bei Eignung umgesetzt werden.

4 Die Verpflichtung zum Betrieb eines Mobilitdtskonzepts ist vor Baubeginn
als 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung im Grundbuch anmerken
zu lassen.

% ygl. Art. 91 Abs. 4 Planungs- und Baugesetz (GDB OW 710.1)

Entwurf April 2024

Das Gesamtverkehrskonzept des
Kantons verpflichtet die Gemeinden,
Mobilitédtsmanagements-Massnah-
men in den Bau- und Zonenregle-
menten zu verankern.

Ab wann ein Mobilitdtskonzept erar-
beitet werden soll, gibt der Kanton
im Planungs- und Baugesetz mit 50
Abstellpléitzen vor.

Flir Mobilitidtskonzepte bedarf es ei-
ner gewissen Grosse der Trdger-
schaft (Arbeitgeber oder Immobili-
enverwaltung) und an der Reduktion
des Automobilverkehrs muss es ein
Offentliches Interesse geben. Sei dies
aus Umweltrechtlicher Sicht (Ldrm,
Luft) oder aus verkehrstechnischer
Betrachtung (Uberlastung Strassen-
netz).

Abs. 1 umschreibt die Ziele, die mit
einem Mobilitéitskonzept fiir Wohn-
und Arbeitsnutzungen zu erreichen
sind. Wichtig ist in diesen Fdllen,
dass eine Auseinandersetzung mit
der Mobilitdt von Bewohnenden und
Mitarbeitenden stattfindet und dass
sich die Gesuchsteller fachlich fiir
das Mobilitéitskonzept beraten las-
sen. Es ist nicht vorgesehen, dass die
Gemeinde in diesen Fdllen als Kon-
trollorgan auftritt und die Umset-
zung lberwacht.

Anders sieht es aus, wenn der Park-
platzbedarf auf der Grundlage eines
Konzepts reduziert wird. Mit der Ge-
wdhrung der Ausnahme entsteht ein
Kontrollbedarf.

Abs. 4: Ob eine gentigende Rechts-
grundlage fiir eine Anmerkung im
Grundbuch besteht, ist abzukldren.
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Art. 64 Ausfahrten und Garagenvorplatze

1 Ausfahrten und Ausginge auf Strassen, Wege und Plitze sind so anzule-
gen, dass die Verkehrsteilnehmenden nicht behindert oder gefahrdet wer-
den. Die einschlagigen VSS-Normen sind zu berticksichtigen. Mit der Bauein-
gabe sind die erforderlichen Sichtweiten auf das Trottoir sowie auf die
Strasse gemass Norm aufzuzeigen.

2 Garagenvorplitze sind so anzulegen, dass die ungehinderte Zu- und Weg-
fahrt bei allen Garagen jederzeit gewahrleistet ist. Im Weiteren sind die Vor-
schriften des kantonalen Planungs- und Baugesetzes?’ zu beriicksichtigen.

3 Entlang siedlungsorientierter und verkehrsberuhigter Strassen kann der

Gemeinderat Ausnahmen von den Vorschriften liber die Vorplatze gestatten
und Garagenbauten bis zum ordentlich Strassenabstand bewilligen.

4 Fur die Ausfahrten auf Kantonsstrassen ist die Bewilligung der zustandigen
kantonalen Behorde einzuholen.

> Der Gemeinderat kann die Beseitigung verkehrsbehindernder Anlagen und

Bepflanzungen verfiigen.

Art. 65 Beanspruchung 6ffentlichen Grundes

! Die Benutzung von 6ffentlichem Grund fiir Bauarbeiten ist nur mit behdrd-
licher Bewilligung gestattet. Dabei sind die notigen Bedingungen hinsichtlich
des Schutzes offentlicher Einrichtungen, der 6ffentlichen Sicherheit und der
Wiederinstandstellung festzulegen. Rdumlich und zeitlich ist die Benutzung
von 6ffentlichem Grund auf das unbedingt nétige Mass zu beschrdnken.

2 Die Bewilligung zur Beanspruchung éffentlichen Grundes ist mit dem Bau-
gesuch oder mindestens 14 Tage vor der Beanspruchung bei der Gemeinde zu
beantragen.

3 Offentliche Verkehrswege bei Baustellen sind in gutem und sauberem Zu-

stand zu halten. Verunreinigungen der Strassen sind durch die Bauherrschaft
sofort und auf eigene Kosten zu beseitigen. Werkleitungen, Entwasserungsan-
lagen, Vermessungs- und Hohenfixpunkte, usw. sind vor Beschadigungen zu
schiitzen. Hydranten und Schieber missen leicht zuganglich sein und dirfen
nicht iberdeckt werden.

4 Kosten, die sich durch die Beanspruchung des 6ffentlichen Grundes erge-
ben, sind durch den Gesuchsteller zu tragen. Die Entschddigungen betragen
far,

CHF 1.00 pro m? und Tag
b. Erdanker: CHF15.00 pro Laufmeter
c. Parkplatze: CHF 50.00 pro Abstellplatz und Monat
d .. CHF...

a. Trottoirflachen:

27 Art. 92 Planungs- und Baugesetz (GDB OW 710.1)

Entwurf April 2024

Der Artikel formuliert elementare
Anforderungen zur Gewdhrleistung
der Verkehrssicherheit im Uber-
gang vom privaten Grundstlick in
den 6ffentlichen Raum.

Mit Abs. 3 soll ein Spielraum fiir die
Anordnung von Garagenbauten
eingerdumt werden, der heute
nicht besteht. Garagenbauten
miissen heute 6.0 m Abstand ein-
halten. Der Strassenabstand be-
trégt 4.0m. Eine Unterschreitung
des Strassenabstands ist nur als

Ausnahme méglich.

Gemdiss Art. 51 BauG regeln die
Gemeinden Zuldssigkeit, Verfahren
und Entschédigung bei voriiberge-
hender Inanspruchnahme &ffentli-
chen Grundes fiir Bauarbeiten.

Mit Abs. 1 & 2 werden die notwen-
digen Vorgaben gemacht.

Abs. 3 nennt Anforderungen und
Vorgaben, die bei der Beanspru-
chung zu beachten sind.
Kurzfristige Bewilligungen sind
problematisch. Gegen den Ent-
scheid kann innerhalb von 20 Ta-
gen Beschwerde erhoben werden.
Wird mit dem Bau bzw. der Ab-
sperrung begonnen, akzeptiert der
Bewilligungsnehmer die Auflagen
und ggf. die Entschddigung.
Entstehen durch Baustellen der Of-
fentlichkeit Kosten oder resultieren
Mindereinnahmen z.B. durch Park-
pldtze, die nicht genutzt werden
kénnen, ist dies durch den Gesuch-
steller zu entschddigen (Abs. 4).
Die Gebiihren kénnen direkt im
BZR oder in einem Tarif aufgefiihrt
werden.
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Art. 66 Ausnahmebewilligung

1 In Ergdnzung des kantonalen Planungs- und Baugesetzes® kann der Ge-
meinderat fur provisorische und temporére Bauten, Anlagen und Nutzun-
gen Ausnahmen von den Vorschriften des Reglements bewilligen.

2 Ausnahmen sind durch die Gesuchstellenden zu begriinden. Sie diirfen
keine wichtigen 6ffentlichen oder privaten Interessen verletzen oder dem
Sinn und Zweck des vorliegenden Reglements zuwiderlaufen.

3 Ausnahmebewilligungen kénnen mit sachbeziiglichen Auflagen und Be-
dingungen verbunden werden. Temporare Bauten, Anlagen oder Nutzungen
sind zu befristen und die Widerherstellung ist verbindlich zu regeln.

4 Soweit eine Ausnahmebewilligung eine Abweichung von den kantonalen
Mindestvorschriften beinhaltet, bedarf sie der Genehmigung durch die zu-
standige kantonale Behorde.

3.2 Baubewilligungsverfahren, Baukontrollen und Gebiihren

Art. 67 Riickbaubewilligung

! Eine Riickbaubewilligung von Bauten bei geschlossener Uberbauung wird
vom Gemeinderat erst erteilt, wenn eine rechtskraftige Baubewilligung fur
den Ersatzbau oder die Gestaltung des Freiraumes vorliegt. Ausnahmen sind
in besonderen Fallen moglich.

Art. 68 Meldepflicht
1 Es sind folgende Baustadien schriftlich anzuzeigen:

- Einmass des Bauvorhabens durch einen Geometer vor Beginn der Bau-
meisterarbeiten (Schnurgeriist oder Eingabe des Messprotokoll an das
Bauamt)

- Baubeginn

- Fertigstellung der Werkleitungen (vor dem Eindecken der Graben, Ka-
nalisationsabnahme)

- Fertigstellung des Rohbaus und der Feuerungsanlagen (vor Beginn der
Verputzarbeiten)

- Fertigstellung der Bauten und Anlagen (vor deren Bezug)

- Fertigstellung der Umgebungsgestaltung

2 Fir Folgen, die aus versdumter Meldung entstehen, haftet die Bauherr-

schaft.

28 Art. 101 Planungs- und Baugesetz PBG (GDB OW 710.1)

Entwurf April 2024

Ergénzend zum PBG werden Anfor-
derungen an Ausnahmebewilligun-
gen formuliert.

Bei provisorischen und tempordren
Bauten ist bis zu einer Nutzungs-
dauer von drei Jahren auszugehen.
Ausnahmsweise, z.B. bei Nutzun-
gen, kann eine Ausnahme auch fiir
fiinf Jahre bewilligt werden. Ldn-
gere Nutzungsdauern sind reguldr

zu bewilligen.

Die Bewilligungspflicht von Riick-
bauten ist im PBG geregelt. Ergéin-
zend dazu kénnen optionale Vor-
gaben gemacht werden.

In Ergdnzung zu Art. 121 Entwurf
PBG wird fiir die Baukontrolle die
Meldepflicht einheitlich geregelt.
Der nebenstehende Vorschlag aus
Lungern kann dazu als Muster
iibernommen werden.
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Art. 69 Gebiihren und Kostenbeteiligungen

1 Fir die Behandlung von Gesuchen und amtlichen Verrichtungen fiir den

Vollzug dieses Reglements werden Gebiihren erhoben. Der Gemeinderat
erlasst einen entsprechenden Tarif, welcher dem fakultativen Referendum
untersteht.

2 Der Gemeinderat ist berechtigt, unter vorheriger Mitteilung und unter
Kostenfolge fiir die Gesuchstellenden, liber Bauvorhaben und Quartier-

plane Gutachten einzuholen.

4 Rechtsschutz

Art. 70 Rechtsmittel

1 Gegen alle in Anwendung dieses Reglements gefassten des Gemeindera-
tes kann innert 20 Tagen seit Zustellung beim Regierungsrat des Kantons
Obwalden schriftlich und begriindet Beschwerde eingereicht werden.

2 Gegen Beschlisse der Kommission kann innert 20 Tagen Beschwerde
beim Gemeinderat erhoben werden.

5 Strafbestimmungen

Art. 71 Strafbestimmungen

Die Bestimmungen des Planungs- und Baugesetzes Uber Strafen, die Wieder-
herstellung des gesetzmassigen Zustandes und die Einstellung der Bauarbei-
ten gelten auch fiir die Vorschriften dieses Reglements.
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Die bestehenden Tarife der Ge-
meinden sollen beibehalten wer-
den.

Ist in einer Gemeinde nicht der Ge-
meinderat fiir die Bewilligung zu-
stdndig (z.B. bei vereinfachten Ver-
fahren) ist zundchst Beschwerde
beim Gemeinderat zu erhaben. Nur
Beschwerden gegen Entscheide
des Gemeinderates kénnen zum
Regierungsrat weitergezogen wer-
den.

Eine allgemeine Bestimmung si-
chert die Anwendung der (iberge-
ordneten Vorschriften.
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6 Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 72 Umsetzung begonnener Quartierplanungen

Noch nicht realisierte Teile von Quartierplanungen, die vor Inkrafttreten die-
ses Reglements bewilligt wurden, diirfen grundsatzlich nach den Bestim-
mungen des zum Zeitpunkt der Quartierplanbewilligung geltenden Bau- und
Zonenreglements Gberbaut werden.

Art. 73

1

Inkrafttreten

Dieses Reglement unterliegt dem fakultativen Referendum. Es tritt nach
der Genehmigung durch den Regierungsrat mit der Publikation im Amtsblatt
in Kraft.

2 Mit Inkrafttreten dieses Reglements wird das Reglement vom

aufgehoben.

Genehmigt an der vom
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Quartierpléne, die genehmigt aber
noch nicht umgesetzt wurden, d.h.
fiir die noch keine Baubewilligung
erteilt oder einzelne Bauten reali-
siert wurden, miissen nach Inkraft-
treten der Ortsplanungsrevision
und des PBG liberpriift werden. Fiir
Quartierplangebiete, die in der
Umsetzung sind, d.h. fiir die eine
Baubewilligung vorliegt und die in
der Realisierung sind, wird mit der
Ubergangsbestimmung klarge-
stellt, dass diese ausgefiihrt wer-
den kénnen.

Das PBG sieht keinen zwingenden
Beschluss durch die Stimmbevélke-
rung vor. Der Gemeinderat ent-
scheidet ob zukiinftige Anderun-
gen im Reglement und im Zonen-
plan der Stimmbevélkerung vorge-
legt werden.

Flir die erstmalige Genehmigung
des Reglements (im Rahmen der
laufenden Ortsplanungsrevision)
ist noch das alte Baugesetz anzu-
wenden und ein Beschluss der
Stimmbevdlkerung ist zwingend
(Art. 8 Abs. 1 BauV).

Gemeinderat xyz

Der Gemeindeprasident / Die Gemeindeprasidentin:
schreiberin:

Xyx Xyz

Genehmigt vom Regierungsrat des Kantons Obwalden

am mit RRB Nr.

Im Namen des Regierungsrates
Die Landschreiberin:

Xyx

Der Gemeindeschreiber / Die Gemeinde-

43




Muster BZR der Obwaldner Gemeinden Entwurf April 2024

7 Anhdnge

Anhang 1 Zonen fir offentliche Bauten und Anlagen

Bezeichnung Ort/  Zweck / zulissige Bauten und Besondere Bestimmungen / Abstinde ES
Parzellen Anlagen / Anteil Freiflache zu Nachbarparzellen LSV
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Anhang 2 Griinzonen

Bezeichnung Ort / Zweck / zuldssige Bauten und Besondere Bestimmungen ES
Parzellen Anlagen LSV

45



Muster BZR der Obwaldner Gemeinden Entwurf April 2024

Anhang 3 Naturschutzzonen

Bezeichnung Ort / Objektart Schutzziele
Parzellen
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Anhang 4 Naturobjekte

Naturschutzobjekte von lokaler Bedeutung

Nr. Objektart Beschrieb Ort Parzellen
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Anhang 5 Kulturobjekte

Schutzobjekte von nationaler Bedeutung (orientierend)

Entwurf April 2024

Nr. Parzelle Ortsteil Gebiet Adresse Objekt
Schutzobjekte von regionaler Bedeutung

Nr. Parzelle Ortsteil Gebiet Adresse Objekt
Schutzobjekte von lokaler Bedeutung (verbindlich)

Nr. Parzelle Ortsteil Gebiet Adresse Objekt
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Anhang 6 Historische Verkehrswege
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Anhang 7 Anforderungen Quartierplanpflicht-Gebiete

Bezeichnung Ort / Besondere Anforderungen und Bestimmungen
Quartierplangebiet
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Anhang 8 Gebietseinteilung Parkplatzbedarf

Karte
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Anhang 9 Skizzen

Bei Bedarf und in Erganzung zu den Skizzen der IVHB

Skizze zu Art. 47 Terrainveranderungen und Stitzmauern
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	Art. 11 Zone für öffentliche Nutzungen
	1 Die Zone für öffentliche Nutzungen dient der Erfüllung vorhandener und künftiger öffentlicher Aufgaben.
	2 Zulässig sind Bauten und Anlagen, die öffentlichen Zwecken dienen, im öffentlichen Interesse liegen oder kurörtlichen Zwecken dienen. Die Nutzung der einzelnen Teilgebiete, deren Lärmempfindlichkeitsstufe und der Anteil an Freifläche gemäss Art. 89 ...
	3 Gebäudeabmessungen und Gebäudeabstände legt der Gemeinderat im Einzelfall unter gebührender Berücksichtigung der öffentlichen und privaten Interessen fest.
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	Art. 14 Grünzone
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	2 Der Zweck der Grünzone, die Nutzung sowie die zulässigen Anlagen der einzelnen im Zonenplan bezeichneten Gebiete sowie die Lärmempfindlichkeit sind im Anhang 2 festgelegt.
	3 Für Grünzonen, in denen nicht explizit Bauten und Anlagen erlaubt werden, kann der Gemeinderat ausnahmsweise einzelne Bauten und Anlagen bewilligen, sofern sie zur Bewirtschaftung und Pflege der Grünzonen-Areale erforderlich oder wenn sie standortge...
	2 Besondere Bestimmungen zu einzelnen Grünzonen werden im Anhang 2 aufgeführt. Wo nicht anderes geregelt ist, gelten die nachfolgenden Bestimmungen.
	3 Der Gemeinderat kann Wege, Kleinstbauten sowie Bauten und Anlagen, die zur Bewirtschaftung und Pflege der Grünzonen erforderlich oder wenn sie standortgebunden sind, bewilligen. Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.
	2.3 Nichtbauzonen

	Art. 15 Landwirtschaftszone
	1 Für die Landwirtschaftszone gelten die bundesrechtlichen Bestimmungen und die Lärmempfindlichkeitsstufe III.
	2 Standort, Dimension, Gestaltung und Materialien von Bauten und Anlagen sind so zu wählen, dass sich diese gut ins Landschaftsbild und in die bestehende Bebauung einordnen2F .

	Art. 16 Alpwirtschaftszone
	1 Die Alpwirtschaftszone umfasst jene Flächen, die oberhalb der Zonen des Berg- und Talgebietes des landwirtschaftlichen Produktionskatasters liegen und als Sömmerungsweiden, Heuwiesen, Streuflächen oder als Heuplanken bewirtschaftet werden.
	2 Zulässig sind nur Bauten und Anlagen, die in direktem Zusammenhang mit der Alpwirtschaft stehen und für die Bewirtschaftung erforderlich sind. Es gelten die eidgenössischen und kantonalen Vorschriften.
	3 Im Weiteren gelten die Vorschriften der Landwirtschaftszone.

	Art. 17 Übriges Gebiet
	1 Das übrige Gebiet umfasst Land, das keiner Nutzung zugewiesen werden kann.
	2 Soweit keine einschränkenden Nutzungsvorschriften festgelegt sind, gelten die Bestimmungen der Landwirtschaftszone.
	2.4 Schutzzonen

	Art. 18 Ortsbildschutzzone
	1 Die Ortsbildschutzzone bezweckt die qualitätsvolle Eingliederung von Neu- und Umbauten in die ortsprägende Struktur unter Gewährung einer behutsamen Weiterentwicklung der historischen Ortsbilder. Sämtliche baulichen und gestalterischen Massnahmen ha...
	2 Die Ortsbildschutzzone überlagert andere Zonen und kann deren Bestimmungen übersteuern. Die in der Grundnutzung zulässigen Masse können zur Gewährleistung des Denkmal- und Ortsbildschutzes beschränkt werden.
	3 Die Bauherrschaft klärt zu Beginn der Projektierung bei der Gemeinde/dem Bauamt die Möglichkeiten und Rahmenbedingungen für bauliche Veränderungen ab und informiert sich über den Ablauf des Bewilligungsverfahrens.
	4 Bauliche Veränderungen in der Ortsbildschutzzone sind der zuständigen kantonalen Fachstelle zur Beurteilung zu unterbreiten.

	Art. 19 Archäologische Schutzzonen
	1 Für die archäologischen Schutzzonen gelten die Bestimmungen gemäss der Verordnung über den Schutz von Bau- und Kulturdenkmälern3F .
	2 Die archäologische Schutzzone überlagert die zonenrechtliche Grundnutzung.
	3 Rechtzeitig vor Aufnahme von Grabarbeiten ist die zuständige kantonale Stelle zu verständigen.

	Art. 20 Landschaftsschutzgebiet
	1 Das Landschaftsschutzgebiet umfasst besonders schöne, das gesamte Landschaftsbild prägende sowie naturkundlich und kulturgeschichtlich besonders wertvolle Landschaftsteile.
	2 Das Landschaftsschutzgebiet überlagert Nicht-Bauzonen und ergänzt deren Bestimmungen.
	3 Für bauliche Änderungen gelten die Bestimmungen der Verordnung über den Natur- und Landschaftsschutz4F .

	Art. 21 Naturschutzzone
	1 Die Naturschutzzone von lokaler Bedeutung bezweckt den Schutz und die Aufwertung besonders empfindlicher und wertvoller Lebensräume von Pflanzen und Tieren.
	2 Naturschutzzonen werden als Grundnutzung ausgeschieden. Bei Gewässern werden sie als überlagerte Zonen dargestellt. Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.
	3 Bedeutung, Schutzziele und besondere Bestimmungen zu den Naturschutzzonen von lokaler Bedeutung sind im Anhang 3 aufgeführt. Die aufgeführten Naturschutzzonen von regionaler und nationaler Bedeutung sind durch  kantonale Schutzpläne des Kantonsrates...
	4 Es gelten die Bestimmungen der Verordnung über den Natur- und Landschaftsschutz5F  sowie die besonderen Bestimmungen im Anhang 3. Die Bewirtschaftung richtet sich nach den Vorgaben der Direktzahlungsverordnung6F .

	Art. 22 Gefahrenzonen
	Art. 23 Entlastungskorridore
	1 Entlastungskorridore dienen der Ableitung von Wasser, das bei Hochwasser ausserhalb der Gerinne abfliesst.
	2 Es gelten die Vorschriften gemäss Gesetz über den Wasserbau und die Wassernutzung8F .
	3
	2.5 weitere Zonen und Gebiete

	Art. 24 Verkehrsflächen
	1 Die Verkehrsfläche umfasst die ausserhalb der Bauzonen für den fahrenden und ruhenden Strassen-, Wege-, Eisenbahn- und Flugverkehr bestimmten Verkehrsbauten und -anlagen, welche dem öffentlichen Gebrauch dienen. Bauten und Anlagen übergeordneter Ver...
	2 Bei Bauten und Anlagen übergeordneter Verkehrsplanungen des Bundes und des Kantons gelten die Bestimmungen der entsprechenden Strassen-, Eisenbahn- und Luftfahrtgesetzgebung.
	3 Neben den eigentlichen Anlagen sind in den Verkehrsflächen auch Bauten und Anlagen für den Unterhalt der Werke sowie weitere öffentliche oder dem öffentlichen Interesse dienenden Bauten und Anlagen gestattet.
	2.6 Schutzobjekte

	Art. 25 Naturschutzobjekte
	1 Die in den Zonenplänen und im Anhang 4 bezeichneten Naturschutzobjekte von lokaler, regionaler oder nationaler Bedeutung sind gemäss der Verordnung über den Natur- und Landschaftsschutz9F  geschützt.
	2 Naturschutzobjekte von regionaler oder nationaler Bedeutung sind durch kantonale Schutzpläne des Kantonsrates geschützt. Sie sind im Zonenplan orientierend dargestellt.
	3 Besteht ein überwiegendes Interesse an der Veränderung oder Beseitigung eines Naturschutzobjektes von lokaler Bedeutung oder wird nachgewiesen, dass das wegen Überalterung oder Krankheit ein Naturschutzobjekt beseitigt werden muss, kann der Gemeinde...
	4 Vor Erteilung einer Bewilligung ist die Veränderung fachlich beurteilen zu lassen. Die Gemeinde beauftragt hierzu interne oder unabhängige Fachkräfte.
	5 Der Eigentümer bzw. die Eigentümerin von Naturschutzobjekten hat diesen die fachgerechte Pflege mit dem Ziel der Erhaltung zukommen zu lassen oder allenfalls eine kostenpflichtige Pflege zu dulden10F .
	6 Die im Zonenplan bezeichneten neu zu schaffenden Naturobjekte wie Baumreihen und Alleen sind im Zusammenhang mit den bewilligungspflichtigen Bauvorhaben auf demselben Grundstück auf Kosten des Gesuchstellers bzw. der Gesuchstellerin zu ergänzen und ...

	Art. 26 Kulturobjekte
	1 Die im Zonenplan bezeichneten und im Anhang 5 aufgeführten Kulturobjekte von lokaler Bedeutung sind gemäss der kantonalen Denkmalschutzverodnung11F  geschützt.
	2 Kulturobjekte von regionaler und nationaler Bedeutung sind durch kantonale Schutzpläne des Kantonsrates geschützt. Sie sind im Zonenplan orientierend dargestellt.
	3 Bei baulichen Vorhaben an oder in unmittelbarer Umgebung von geschützten Kulturobjekten ist die Stellungnahme der zuständige kantonale Fachstelle erforderlich.
	4 Im Weiteren gelten die Bestimmungen der kantonalen Denkmalschutzverordnung.

	Art. 27 Historische Verkehrswege
	1 Die im Anhang 6 bezeichneten Objekte des Inventars historischer Verkehrswege der Schweiz (IVS) mit viel Substanz und mit Substanz sind in ihrem Verlauf mitsamt ihren Bestandteilen wie Wegoberflächen, Wegbreiten, Wegbegrenzungen, Kunstbauen, Bautechn...
	2 Unterhalt und Nutzung im herkömmlichen Rahmen bleiben gewährleistet. Veränderungen, die über diesen Rahmen hinausgehen, erfordern nach Begutachtung und Stellungnahme der zuständigen kantonalen Fachstelle eine Bewilligung des Gemeinderates.
	2.7 Quartierplanung

	Art. 28 Gebiete mit Quartierplanpflicht
	1 In den im Zonenplan bezeichneten Gebieten darf nur aufgrund eines Quartierplans gebaut werden.
	2 In Anhang 7 sind die zusätzlichen Anforderungen zu den quartierplanpflichtigen Gebieten aufgelistet, die bei der Bearbeitung berücksichtigt werden müssen.
	3 Bei besonders exponierten Lagen und wo bezüglich Einordnung und Gestaltung eine besonders sorgfältige Planung erforderlich ist, kann der Gemeinderat für die Erarbeitung eines Richtprojekts ein Varianzverfahren12F  verlangen. Die Gemeinde kann sich a...

	Art. 29 Mindestflächen
	1 Die Mindestfläche, um mit einen Quartierplan im Rahmen des Planungs- und Baugesetzes von der Regelbauweise abweichen zu können, beträgt

	Art. 30 Abweichungen von der Regelbauweise
	1 Mit einem Quartierplan kann im Rahmen des Planungs- und Baugesetzes von der Regelbauweise abgewichen werden, wenn ein gestalterisch und ortsbaulich besonders gutes Ergebnis der Bebauung erreicht wird. Gegenüber der Einzelbauweise sind unter Berücksi...
	2 Soweit Anhang 7 keine gebietsspezifischen Abweichungen von der Regelbauweise bestimmt, gelten in Ergänzung zum kantonalen Recht folgende Rahmenbedingungen:

	Art. 31 Umsetzung und Anpassung
	1 Quartierpläne sind innerhalb von 10 Jahren nach Rechtskraft umzusetzen. Die besonderen Bauvorschriften können andere Umsetzungsfristen vorsehen.
	2 Der Gemeinderat kann bei nicht begonnenen Quartierplänen fünf Jahre nach Inkrafttreten eine Überprüfung verlangen.

	Art. 32 Einzureichende Unterlagen
	1 Ergänzend zum kantonalen Recht sind bei Wohnnutzungen folgende Unterlagen einzureichen:
	2 Das Bauamt kann im Einzelfall weitere Unterlagen wie Schattendiagramme, Visualisierungen usw. anfordern.
	3 Bei Quartierplänen in Arbeitszonen werden die einzureichenden Unterlagen und Nachweise individuell festgelegt.
	4 Die Unterlagen sind durch den Gesuchstellenden digital beim Bauamt einzureichen. Ausgedruckt sind die Unterlagen durch den Planverfasser und den Grundeigentümerschaft zu unterzeichnen und in der notwendigen Anzahl einzureichen.
	2.8 Baulinien

	Art. 33 Baulinien
	1 Baulinien gemäss kantonalem Planungs- und Baugesetz13F  und deren Wirkung sind im Zonenplan [Baulinienplan / Verkehrsplan] festgelegt. Zusätzlich sind Baulinien zu beachten, die gestützt auf Quartierpläne festgelegt wurden.
	2 Ist die Art der Baulinie nicht weiter bestimmt, handelt es sich um eine Normalbaulinie, die von Bauten und Anlagen nicht überschritten werden darf.
	3 Im Bereich zwischen Strasse und Strassenbaulinie können unter Einhaltung kantonaler Mindestabstände Bauten und Anlagen durch den Gemeinderat bewilligt werden, soweit sie dem Zweck der Baulinie nicht widersprechen und die öffentlichen Interessen gewa...
	4 An bestehenden Bauten und Anlagen, die über die Baulinie hinausragen, dürfen ausser dem ordentlichen Unterhalt, keine Veränderungen (An-, Um- und Aufbauten) vorgenommen werden.
	5 Die im Zonenplan dargestellten Gewässerräume dienen der Sicherung des Gewässerraums gemäss den Vorgaben des Bundes. Für die Gestaltung und Bewirtschaftung des Gewässerraums gelten die Vorgaben gemäss Gewässerschutzverordnung14F . Die Wirkung der aus...
	2.9 Weitere Bestimmungen

	Art. 34 Mehrwertausgleich
	1 Bei Umzonungen innerhalb Bauzonen bei denen keine kantonale Abgabe geschuldet wird, sowie bei Aufzonungen, die erhebliche Vorteile generieren, wird ein Ausgleich des Mehrwerts fällig.
	2 Der Ausgleich ist auf den um 35% erhöhten planungsbedingten Bodenmehrwert zu leisten.
	3 Der Ausgleich bzw. der Gegenwert der Massnahmen darf nicht mehr als 60% des planungsbedingten Bodenmehrwerts betragen.
	4 Die Gemeinde kann auf den Ausgleich verzichten, wenn der planungsbedingte Bodenmehrwert kleiner als CHF 350'000.- oder die Abgabe der Förderung der Innenentwicklung entgegensteht.
	5 Der Ausgleich kann durch die Gemeinde finanziell oder mittels verwaltungsrechtlicher Verträge für Planungs- und Infrastrukturmassnahmen zugunsten des Fuss- und Veloverkehrs, öffentlicher Anlagen u. dgl. oder mittels Forderungen zum Angebot von preis...
	6 Im Weiteren gelten die Vorschriften des kantonalen Planungs- und Baugesetzes sinngemäss.

	Art. 35 Haushälterische Bodennutzung
	1 In den Zonen x, y & z sind neue Gebäude mit mindestens drei Wohnungen zu erstellen. Zulässige gewerbliche Nutzungen können aufgrund ihrer Grösse als Wohnungen angerechnet werden. Die Gemeinde kann für Umbauten und Erweiterung bestehender Gebäude mit...
	2 In den Zonen c, d & e sind alleinstehende Ein- und Zweifamilienhäuser als Neubauten untersagt.
	3 Die in den Zonenvorschriften festgelegten Mindesthöhen beziehen sich auf Gebäude mit Hauptnutzflächen.
	4 Die festgelegte Mindesthöhe muss bei mehr als 2/3 der Gebäudefläche innerhalb der projizierten Fassadenlinie erreicht werden.
	5 Werden die Nutzungsmöglichkeiten bei einem Baugesuch auf einer Parzelle offensichtlich nicht ausgeschöpft, muss der Nachweis erbracht werden, wie in einer späteren Etappe die Reserve raumplanerische sinnvoll bebaut und genutzt werden kann. Die Gemei...

	Art. 36 Förderung der Innenentwicklung
	Art. 37 Aufstufungen Lärmempfindlichkeit
	Art. 38 Bebauungskonzept für Zonenplanänderungen
	1 Der Gemeinderat kann für bedeutende Zonenplanänderungen ein Bebauungskonzept verlangen. Mit dem Bebauungskonzept werden im Sinn einer Vor- oder Machbarkeitsstudie die Lage und Abmessungen der Bebauung sowie die Grundzüge der Erschliessung aufgezeigt.
	2 Der Gemeinderat kann weitere Anforderungen an die Bebauungskonzepte formulieren, die für die Zonenplanänderung vorgängig zu klären oder zu koordinieren sind (z.B. Abklärungen zum Lärmschutz).
	3 Bei Gebietsentwicklungen ab 4000 m2 oder mehr als 15 Wohnungen in mehr als zwei Gebäuden ist das Bebauungskonzept über ein Varianzverfahren zu ermitteln. Die Gemeinde stellt für die Beurteilung der Konzepte externen Fachleute zur Verfügung.
	4 Der Gemeinderat entscheidet über die Notwendigkeit eines Bebauungskonzepts bei der Behandlung des Gesuchs zur Zonenplanänderung.
	5 Bei gemeindeeigenen Entwicklungen, die eine Zonenplanänderung bedingen, handelt der Gemeinderat sinngemäss.

	3 Bauvorschriften
	3.1 Allgemeine Bauvorschriften

	Art. 39 Grenz- und Gebäudeabstände
	1 Die minimalen Grenzabstände werden in den Zonenbestimmungen festgelegt.
	2 Soll bei Bauten innerhalb von Zentrumszonen, reiner Arbeitszonen oder Tourismus- und Freizeitzonen auf den Mehrlängenzuschlag gemäss Planungs- und Baugesetz verzichtet werden, ist mit dem Baugesuch durch die Gesuchstellenden aufzuzeigen, dass keine ...
	3 Der Gemeinderat kann im Einzelfall, sofern es aus wohn- und arbeitsplatzhygienischen Gründen oder öffentlichen Interessen erforderlich ist, die Mindestabstände in Dorf- und Zentrumszonen sowie reinen Arbeitszonen vergrössern.
	4 Im Rahmen der übergeordneten und weiteren Bestimmungen und bei Gewährung der notwendigen nachbarschaftlichen Dienstbarkeiten, kann der Gemeinderat für folgende Fälle Ausnahmen zu den Grenz- und Gebäudeabständen gewähren:

	Art. 40 Zusammenbauen von Bauten
	1 Gebäude können unter den Voraussetzungen des kantonalen Planungs- und Baugesetzes und der entsprechenden Zonenbestimmungen zusammengebaut werden.
	2 Der Zusammenbau über Zonengrenzen hinweg ist in der Regel nicht zulässig.
	3 Sofern die Bauten nicht gleichzeitig erstellt werden, ist die auf die Grenze gestellte Fassade ansprechend zu gestalten. Die besonderen Bestimmungen des Brandschutzes sind einzuhalten.

	Art. 41 Terrassenhäuser
	1 Wo Terrassenhäuser gemäss Zonenbestimmungen zulässig sind, gelten die folgenden Anforderungen:
	2 Terrassenhäuser dürfen nur mit Flachdächern oder flach geneigten Dächern bis x  Neigung erstellt werden. Dachaufbauten sind nicht zulässig.

	Art. 42 Attikageschosse
	1 Ein Attikageschoss ist gemäss den nachfolgenden Bestimmungen zulässig:
	2 In Hanglagen ist das Attikageschoss hangseitig anzuordnen.

	Art. 43 Wohn- und Arbeitsplatzhygiene
	1 Räume, die zum Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, müssen genügend belichtet und belüftbar sein und sind gegen Lärm fachgerecht zu schützen.
	2 Wohn- und Schlafräume müssen mit Fenstern versehen sein, die unmittelbar ins Freie führen und geöffnet werden können. Von dieser Bestimmung können einzelne Fenster ausgenommen werden, die aufgrund anderweitiger Anforderungen fest verglast ausgeführt...
	3 Die Fensterfläche hat pro Zimmer mindestens 10% der Bodenfläche zu betragen.

	Art. 44 Raummasse
	1 Die zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Räume müssen ihrer Zweckbestimmung entsprechend genügend gross sein.
	2 Bei Neubauten und Ersatzbauten haben Wohn- und Schlafräume eine Bodenfläche von mindestens 12 m2 und eine lichte Höhe von mindestens 2.30 m aufzuweisen. In abgeschrägten Räumen muss diese Höhe mindestens bei der Hälfte des Zimmers eingehalten werden.

	Art. 45 Eingliederung
	1 Die Gemeinde prüft im Rahmen des Bewilligungsverfahrens, ob Bauten und Anlagen eine gute Gesamtwirkung gemäss Planungs- und Baugesetz15F  erreichen und sich in das Orts- und Landschaftsbild eingliedern.
	2 Bauten sind durch geeignete Grundrisskonzeption, Stellung und Staffelung so den topografischen Verhältnissen anzupassen, dass Terrainveränderungen, künstlich gestützte Böschungen und Stützmauern auf das Minimum beschränkt bleiben.
	3 Bei Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone erfolgt die Beurteilung der Eingliederung durch das zuständige Departement. Bei Bedarf formuliert die Gemeinde ergänzende Anforderungen betreffend Eingliederung für die abschliessende Beurteilung durch d...

	Art. 46 Terrainveränderungen und Stützmauern
	1 Aufschüttungen und Abgrabungen von mehr als 1.50 m sind nur zulässig, soweit sie an Hanglagen mit einer Neigung von mehr als 20% für eine zweckmässige Erschliessung und Bebauung nötig sind. Die Böschungskanten sind auszurunden und dem gewachsenen wi...
	2 In Hanglagen sind Bauten und Anlagen so den topographischen Verhältnissen anzupassen, dass Stützmauern und dergleichen auf ein absolutes Minimum beschränkt bleiben. Stützmauern sind mit natürlichen Materialien oder begrünbar auszubilden und durch ei...
	3 Stützmauern und mauerartige Böschungen haben mit Ausnahme bei Garageneinfahrten und Hauszugängen folgende Masse einzuhalten:
	4 Horizontal gestaffelte Stützmauern und mauerartige Böschungen müssen um die Hälfte ihrer Höhe zurückversetzt werden. Als mauerartige Böschung gilt eine Geländegestaltung jeglicher Art mit einer Neigung von mehr als 60 .

	Art. 47 Baumaterial und Farbgebung
	1 Die Aussensichtflächen und Bedachungsmaterialien haben sich (gut) in das Quartier- und Landschaftsbild einzuordnen und sind diskret zu halten.
	2 Als Bedachung sind insbesondere folgende Materialien erlaubt: Ziegel, nicht glänzend, Naturfarbe oder engobiert; Naturschiefer; Faserzement dunkel; Kupfer unbehandelt, extensiv begrünte Dächer.
	3 Der Gemeinderat ist berechtigt, sich Farbmuster zur Genehmigung vorlegen zu lassen.
	4 Bei der Bautechnik, der Wahl der Baumaterialien und der Oberflächenbehandlungsmittel sind die Anforderungen der eidgenössischen Stoffverordnung einzuhalten. Die Erkenntnisse der Baubiologie sollen berücksichtigt werden.
	5 Der Gemeinderat kann von den Vorschriften über die Bedachungsmaterialien Ausnahmen bewilligen:

	Art. 48 Gestaltung des Daches
	1 Flachdächer, sofern sie nicht als Terrassen genutzt werden, sowie flach geneigte Dächer bis 5  Neigung sind unter Verwendung von standorttypischem Saatgut extensiv und ökologisch wertvoll zu begrünen. Bei Dachflächen unter 25 m2 sowie in begründeten...
	2 Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie sind auf Flachdächern so zu installieren, dass eine extensive Begrünung kombiniert werden kann.
	3 Der Gemeinderat kann von den Dachvorschriften der jeweiligen Zonenbestimmungen Ausnahmen bewilligen:

	Art. 49 Reklameanlagen und Warenautomaten
	1 Reklameanlagen (Kästen, Tafel, Schilder, Stelen, Werbebildschrime und leuchtende oder unbeleuchtete Schriften) sowie Waren- und andere Automaten dürfen das Bild der Baute sowie das Strassen-, Orts- und Landschaftsbild nur geringfügig beeinträchtigen...
	2 Reklamen und Anlagen in Ortsbildschutzgebieten, Umgebungsschutzgebieten oder an geschützten Kulturobjekten werden durch die zuständige kantonale Stelle beurteilt.
	3 Das Anbringen und Ändern von Reklamen im Strassenraum wird durch die Kantonspolizei geprüft und bewilligt.
	4 Leuchtreklamen sind zwischen 22:00 Uhr und 06:00 Uhr auszuschalten. Ausgenommen sind Firmenanschriften von Geschäften oder Lokalen während den Öffnungszeiten sowie Leuchtreklamen in Warteunterständen des öffentlichen Verkehrs während den Betriebszei...
	5 Mobile Werbeträger wie z.B. Passantenstopper und Warenauslagen auf öffentlichen Fussgängerflächen dürfen die bestimmungsgemässe Nutzbarkeit der Fläche und den Verkehrsablauf nicht behindern.

	Art. 50 Ökologischer Ausgleich im Siedlungsgebiet, Zweck
	1 Die Gemeinde sorgt im Rahmen ihrer Zuständigkeit für einen angemessenen ökologischen Ausgleich gemäss Natur- und Heimatschutzgesetz18F .
	2 Der ökologische Ausgleich im Siedlungsgebiet bezweckt insbesondere die Förderung der Artenvielfalt, eine möglichst schonende und naturnahe Bodennutzung, die Einbindung der Natur in den Siedlungsraum, die Vernetzung oder Neuschaffung von Biotopen, di...

	Art. 51 Pflicht zur Leistung des ökologischen Ausgleichs
	1 Bei der Erstellung, umfangreichen Erweiterungen und neubauähnlichen Umbauten von Bauten und Anlagen sowie bei erheblicher Umgestaltung der Freiflächen ist ein angemessener ökologischer Ausgleich zu leisten.
	2 Mit Einreichung des Baugesuch sind Massnahmen zum ökologischen Ausgleich vorzuschlagen. Es sind möglichst viele Chancen zum ökologischen Ausgleich, die mit einfachen Mittel erreicht werden können, umzusetzen.
	3 Qualitätsanforderungen sowie Hinweise zum Unterhalt und der Bewirtschaftung der ökologischen Ausgleichsflächen werden in einer Planungshilfe der Obwaldner Gemeinden gemacht.
	4 Lassen die örtlichen Verhältnisse keine Massnahmen zu, kann der Gemeinderat eine Ersatzabgabe im Umfang von maximal 0.5% der Baukosten fordern.
	5 Die Gemeinde kann sich an den Erstellungs- oder Unterhaltkosten beteiligen, sofern die Massnahme einen überdurchschnittlichen Beitrag an die Landschaftsqualität, Vernetzung oder Artenförderung leistet.

	Art. 52 Baumschutz
	Art. 53 Umgebungsgestaltung
	1 Die Umgebung innerhalb der Siedlung ist hochwertig zu gestalten und dient dem Aufenthalt, dem nachbarschaftlichen Austausch sowie einem angenehmen Mikroklima.
	2 Die Umgebung ist mit Rücksicht auf das massgebende Terrain und die Nachbargrundstücke zu gestalten.
	3 Die minimal in den Bauzonen auszuscheidenden Freiflächen sind, wenn immer möglich und sinnvoll, zu begrünen. Grössere Schotterflächen und Steingärten ohne ökologischen Nutzen sind nicht zulässig.
	4 Bei Parzellen, welche die zonengemässe Freifläche nicht einhalten, ist bei einer Erhöhung der Nutzungsdichte der bestehende Freiraum zu erhalten und im Sinn des ökologischen Ausgleichs aufzuwerten.
	5 Zum Erhalt oder Steigerung der regenerativen und klimatischen Fähigkeiten des Bodens sowie zur Förderung der Biodiversität sind mindestens 15% der Freiflächen in naturnahem Zustand zu belassen oder entsprechend zu bepflanzen.
	6 Die Umgebung ist angemessen mit standortgerechten Pflanzen zu begrünen. Soweit möglich und zweckmässig sind vorhandene Sträucher und Bäume zu erhalten. Invasive Pflanzen sind nicht zulässig.
	7 Die Umgebungsgestaltung ist mit dem Baugesuch aufzuzeigen.
	8 Der Gemeinderat kann im Rahmen von Quartierplänen und mit der Baubewilligung weitere Auflagen machen und z.B. die Pflanzung von hochstämmigen Bäumen einfordern.

	Art. 54 Gestaltung von Siedlungsrändern
	Art. 55 Spiel- und Gemeinschaftsflächen
	1 Bei Wohngebäuden mit vier und mehr Wohnungen oder einer Gruppe von vier und mehr im gleichen Projekt realisierten Einfamilienhäusern sind erlebnisreiche und nutzergerechte Spiel- und Gemeinschaftsflächen anzubieten.
	2 Bei Wohnüberbauungen sind Treffpunkte und Aufenthaltsflächen im allgemein nutzbaren Freiraum zu schaffen. Ein angemessener Teil der Spiel- und Gemeinschaftsflächen ist so auszugestalten, dass diese witterungsunabhängig genutzt werden können.
	3 Die vorgesehenen Flächen, deren Gestaltung und Ausstattung sind im Umgebungsplan zum Baugesuch aufzuzeigen.
	4 In einer Planungshilfe zeigen die Obwaldner Gemeinden auf, nach welchen Kriterien das Angebot an Spiel- und Gemeinschaftsflächen beurteilt wird und welche Anforderungen an das Baugesuch gestellt werden. Die Planungshilfe gibt Hinweise dazu, wie bei ...

	Art. 56 Ersatzabgabe für Spiel- und Gemeinschaftsflächen
	1 Verunmöglichen die örtlichen Verhältnisse die Erstellung der erforderlichen Spielplätze, hat die Bauherrschafft eine angemessene Ersatzabgabe zu entrichten.
	2 Die Ersatzabgabe beträgt CHF 1‘000.00 pro Zimmer, angepasst an den Baupreisindex Zentralschweiz (Oktober 2020 = 100.0 Punkte).
	3 Der Gemeinderat entscheidet in der Baubewilligung über die Ersatzabgabe.

	Art. 57 Siedlungsentwässerung
	1 Die anfallenden Abwässer sind gemäss kommunalen Entwässerungsreglement und Genereller Entwässerungsplanung (GEP) zu behandeln.
	2 Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass unverschmutztes Regenwasser möglichst vollständig auf der eigenen Parzelle zurückgehalten, versickert und verdunstet werden kann.
	3 Mit dem Baugesuch ist ein Entwässerungsplan einzureichen. Neben den Anlagen für die Schmutzwasserableitung ist mit dem Entwässerungsplan detailliert aufzuzeigen, wie mit dem anfallenden Regenwasser umgegangen wird.
	4 Der Gemeinderat kann in der Baubewilligung Auflagen bezüglich Terraingestaltung, zur Verwendung wasserdurchlässiger Beläge sowie zur Erstellung und Ausgestaltung von Versickerungsanlagen machen.

	Art. 58 Abfallentsorgung
	1 Zur Umsetzung des Abfallreglements des Entsorgungszweckverbandes EZV OW kann die Gemeinde Vorgaben machen und Auflagen formulieren.
	2 Bei grösseren Überbauungen und Gewerbeliegenschaften sind auf privatem Grund unmittelbar an der Kehrichtsammelroute gelegene Abstellplätze für Kehrrichtgebinde oder Container zu schaffen, die für die Kehrrichtabfuhr gut zugänglich sind und die Verke...

	Art. 59 Abstellflächen für Motorfahrzeuge, Anzahl
	1 Bei Wohnbauten sind im Sinn des kantonalen Planungs- und Baugesetzes20F  pro Wohnung 1.5 Parkfelder anzubieten, wobei Bruchteile des errechneten Bedarfs aufzurunden sind.
	2 Bei Wohnbauten mit mehr als vier Wohnungen sind Parkfelder für Besuchende von mindestens 10% im Umfang der Pflichtparkplätze anzubieten, wobei Bruchteile des errechneten Bedarfs aufzurunden sind.
	3 Bei Gebäuden mit gemischten Nutzungen und allen übrigen Nutzungen ist der Bedarf individuell gestützt auf die VSS-Norm zu berechnen.
	4 Der Gemeinderat legt den Bedarf mit der Erteilung der Baubewilligung fest. Der Bedarf wird aufgrund der Lage- und Erschliessungsqualität im Sinn der Standort-Typen der VSS-Norm festgelegt. In den nachfolgenden Gebieten beträgt die Zahl minimal erfor...
	5 Garagenvorplätze und Zufahrten dürfen in der Regel nicht in die Berechnung der Anzahl Parkfelder einbezogen werden.
	6 Bei besonderen Verhältnissen kann der Gemeinderat die Anzahl Parkfelder im Einzelfall festlegen:
	7 Deckt das vorhandene Angebot an Parkfelder bei Bauten mit gewerblichen Nutzungen den Bedarf aufgrund inzwischen geänderter Nutzung nicht, kann der Gemeinderat nachträglich die Schaffung zusätzlicher Parkfelder verlangen.
	8 Bei Projekten, die gemäss den gesetzlichen Anordnungen behindertengerecht auszuführen sind, müssen rollstuhlgerechte Parkfelder zusätzlich zum ermittelten Bedarf angeboten werden. Für das Angebot sind die betreffenden Normen zu berücksichtigen 21F ....

	Art. 60 Abstellflächen für Motorfahrzeuge, Anordnung und Gestaltung
	1 Die vorgeschriebenen Parkfelder sind zweckmässig zusammenzufassen und flächensparend abseits des Strassenraumes auf privatem Grund zu realisieren.
	2 Parkfelder auf fremden Grund werden als Pflichtparkfelder anerkannt, sofern sie sich in angemessener Distanz befinden und dienstbarkeitlich sichergestellt werden.
	3 Wo die Errichtung von Abstellplätzen auf dem Grundstück des Gesuchstellers bzw. der Gesuchstellerin nicht möglich ist, können die Gesuchstellenden verpflichtet werden, sich an einer Gemeinschaftsanlage Dritter zu beteiligen und entsprechende Beiträg...
	4 Offene Abstellflächen für Personenwagen sind in der Regel mit wasserdurchlässigen Belägen auszuführen.
	5 Der Gemeinderat kann für die Gestaltung und Begrünung sowie für die Einordnung von Abstellflächen in das Orts- und Landschaftsbild Auflagen verfügen.

	Art. 61 Abstellflächen für Fahrräder, Kinderwagen und dergleichen
	1 Im Sinn des kantonalen Planungs- und Baugesetzes22F  sind bei Neubauten, wesentlichen Umbauten, Erweiterungen und Zweckänderungen Abstellplätze für Fahrräder gemäss VSS-Norm23F  anzubieten. Diese sind leicht zugänglich und mehrheitlich gedeckt anzub...
	2 Für das Angebot und die Ausstattung sind auf die VSS-Normen aufbauenden Empfehlungen und Planungshilfen des Kantons zu berücksichtigen.
	3 Bei Wohnbauten mit mehr als 4 Wohnungen sind zusätzlich Abstellflächen für Kinderwagen, Mobilitätshilfen und dergleichen zu erstellen. Die Fläche für Kinderwagen und dergleichen beträgt mindestens 2 m2 pro Wohnung. Die Flächen sind leicht zugänglich...
	4 In Kern- und Dorfzonen kann der Gemeinderat aufgrund von engen Platzverhältnissen Erleichterungen und Ausnahmen vom Bedarf gewähren.
	5 Die Abstellplätze für Fahrräder, Kinderwagen und dergleichen sind im Baugesuch aufzuzeigen und der Bedarf ist auszuweisen.

	Art. 62 Ersatzabgabe für Abstellflächen
	1 Können die erforderlichen Abstellflächen unter Berücksichtigung der Anforderungen des Planungs- und Baugesetztes24F  nicht realisiert werden oder ist eine Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage Dritter nicht möglich, ist für die fehlende Anzahl ei...
	2 Die Ersatzabgabe pro fehlende Abstellfläche für Motorfahrzeuge beträgt CHF 10‘000.00, angepasst an den Baupreisindex Zentralschweiz (Stand Oktober 2020 = 100.0 Punkte).
	3 Die Ersatzabgabe pro fehlender Abstellfläche für Fahrräder beträgt CHF 1‘000.00, angepasst an den Baupreisindex Zentralschweiz (Stand Oktober 2020 = 100.0 Punkte).

	Art. 63 Mobilitätskonzepte
	1 Für Projekte, welche die Schwellenwerte gemäss Planungs- und Baugesetz25F  für ein Mobilitätskonzept erreichen, sind
	2 Soll von dem Mindestangebot an Abstellflächen gemäss Art. 61 abgewichen werden, ist ein Mobilitätskonzept mit folgenden Mindestinhalten zu erarbeiten:
	3 Zeigt das Monitoring/Controlling wiederholt auf, dass die gesetzten Ziele nicht erreicht werden, kann der Gemeinderat verlangen, dass bestehende Massnahmen verschärft und weitere Massnahmen auf ihre Zweckmässigkeit geprüft und bei Eignung umgesetzt ...
	4 Die Verpflichtung zum Betrieb eines Mobilitätskonzepts ist vor Baubeginn als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch anmerken zu lassen.

	Art. 64 Ausfahrten und Garagenvorplätze
	1 Ausfahrten und Ausgänge auf Strassen, Wege und Plätze sind so anzulegen, dass die Verkehrsteilnehmenden nicht behindert oder gefährdet werden. Die einschlägigen VSS-Normen sind zu berücksichtigen. Mit der Baueingabe sind die erforderlichen Sichtweit...
	2 Garagenvorplätze sind so anzulegen, dass die ungehinderte Zu- und Wegfahrt bei allen Garagen jederzeit gewährleistet ist. Im Weiteren sind die Vorschriften des kantonalen Planungs- und Baugesetzes26F  zu berücksichtigen.
	3 Entlang siedlungsorientierter und verkehrsberuhigter Strassen kann der Gemeinderat Ausnahmen von den Vorschriften über die Vorplätze gestatten und Garagenbauten bis zum ordentlich Strassenabstand bewilligen.
	4 Für die Ausfahrten auf Kantonsstrassen ist die Bewilligung der zuständigen kantonalen Behörde einzuholen.
	5 Der Gemeinderat kann die Beseitigung verkehrsbehindernder Anlagen und Bepflanzungen verfügen.

	Art. 65 Beanspruchung öffentlichen Grundes
	1 Die Benutzung von öffentlichem Grund für Bauarbeiten ist nur mit behördlicher Bewilligung gestattet. Dabei sind die nötigen Bedingungen hinsichtlich des Schutzes öffentlicher Einrichtungen, der öffentlichen Sicherheit und der Wiederinstandstellung f...
	2 Die Bewilligung zur Beanspruchung öffentlichen Grundes ist mit dem Baugesuch oder mindestens 14 Tage vor der Beanspruchung bei der Gemeinde zu beantragen.
	3 Öffentliche Verkehrswege bei Baustellen sind in gutem und sauberem Zustand zu halten. Verunreinigungen der Strassen sind durch die Bauherrschaft sofort und auf eigene Kosten zu beseitigen. Werkleitungen, Entwässerungsanlagen, Vermessungs- und Höhenf...
	4 Kosten, die sich durch die Beanspruchung des öffentlichen Grundes ergeben, sind durch den Gesuchsteller zu tragen. Die Entschädigungen betragen für,

	Art. 66 Ausnahmebewilligung
	1 In Ergänzung des kantonalen Planungs- und Baugesetzes27F  kann der Gemeinderat für provisorische und temporäre Bauten, Anlagen und Nutzungen Ausnahmen von den Vorschriften des Reglements bewilligen.
	2 Ausnahmen sind durch die Gesuchstellenden zu begründen. Sie dürfen keine wichtigen öffentlichen oder privaten Interessen verletzen oder dem Sinn und Zweck des vorliegenden Reglements zuwiderlaufen.
	3 Ausnahmebewilligungen können mit sachbezüglichen Auflagen und Bedingungen verbunden werden. Temporäre Bauten, Anlagen oder Nutzungen sind zu befristen und die Widerherstellung ist verbindlich zu regeln.
	4 Soweit eine Ausnahmebewilligung eine Abweichung von den kantonalen Mindestvorschriften beinhaltet, bedarf sie der Genehmigung durch die zuständige kantonale Behörde.
	3.2 Baubewilligungsverfahren, Baukontrollen und Gebühren

	Art. 67 Rückbaubewilligung
	1 Eine Rückbaubewilligung von Bauten bei geschlossener Überbauung wird vom Gemeinderat erst erteilt, wenn eine rechtskräftige Baubewilligung für den Ersatzbau oder die Gestaltung des Freiraumes vorliegt. Ausnahmen sind in besonderen Fällen möglich.

	Art. 68 Meldepflicht
	1 Es sind folgende Baustadien schriftlich anzuzeigen:
	2 Für Folgen, die aus versäumter Meldung entstehen, haftet die Bauherrschaft.

	Art. 69 Gebühren und Kostenbeteiligungen
	1 Für die Behandlung von Gesuchen und amtlichen Verrichtungen für den Vollzug dieses Reglements werden Gebühren erhoben. Der Gemeinderat erlässt einen entsprechenden Tarif, welcher dem fakultativen Referendum untersteht.
	2 Der Gemeinderat ist berechtigt, unter vorheriger Mitteilung und unter Kostenfolge für die Gesuchstellenden, über Bauvorhaben und Quartierpläne Gutachten einzuholen.

	4 Rechtsschutz
	Art. 70 Rechtsmittel
	1 Gegen alle in Anwendung dieses Reglements gefassten des Gemeinderates kann innert 20 Tagen seit Zustellung beim Regierungsrat des Kantons Obwalden schriftlich und begründet Beschwerde eingereicht werden.
	2 Gegen Beschlüsse der Kommission kann innert 20 Tagen Beschwerde beim Gemeinderat erhoben werden.

	5 Strafbestimmungen
	Art. 71 Strafbestimmungen
	6 Übergangs- und Schlussbestimmungen
	Art. 72 Umsetzung begonnener Quartierplanungen
	Art. 73 Inkrafttreten
	1 Dieses Reglement unterliegt dem fakultativen Referendum. Es tritt nach der Genehmigung durch den Regierungsrat mit der Publikation im Amtsblatt in Kraft.
	2 Mit Inkrafttreten dieses Reglements wird das Reglement vom _____________ aufgehoben.

	7 Anhänge
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	Anhang 5 Kulturobjekte
	Anhang 6 Historische Verkehrswege
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